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Vorbemerkung

Die Geschichte der Zu- und Abwanderung in den 
einzelnen Mitgliedsstaaten der Europäischen 
Union ist sehr unterschiedlich. Es gibt ehemalige 
Kolonialländer, wie Frankreich, Großbritannien 
und die Niederlande, Einwanderungsländer 
„ neuen Typs“, wie die Bundesrepublik Deutsch-
land, und Länder, die neuerdings von Auswande-
rungs- zu Einwanderungsländern geworden sind, 
wie z. B. Spanien und Irland. Durch den Beitritt 
der mittel- und osteuropäischen Länder zur Euro-
päischen Union ist die Ausgangslage noch kom-
plexer geworden. Diese unterschiedlichen Tradi-
tionen und geschichtlichen Erfahrungen beein-
fl ussen wesentlich die nationalen Integrations-
politiken. Auch das jeweilige nationale Selbstver-
ständnis und die speziellen Ausformungen der 
demokratischen Institutionen prägen die Art und 
Weise, wie Flüchtlinge und Einwanderer in ge-
sellschaftliche Prozesse ein- bzw. ausgegliedert 
werden.

Dies erklärt, weshalb die Nationalstaaten 
weitgehend ihre Souveränität bei der Gestaltung 
der Integrationspolitik innerhalb der Europä-
ischen Union behalten. Allerdings gibt es Tenden-
zen, die zumindest eine intensivere Koordinie-
rung der nationalstaatlichen Politiken als erstre-
benswert erscheinen lassen: Die Eingliederung 
der Zuwanderer in den Arbeitsmarkt ist oft pro-
blematisch, die Bildungssysteme werden häufi g 
dem Anspruch der Chancengerechtigkeit nicht 
gerecht und räumliche und soziale Segregations-

prozesse führen zu gesellschaftlichen Spannun-
gen. Diese „faktische Konvergenz“ der Problem-
lagen und Herausforderungen in den einzelnen 
Mitgliedsstaaten der EU führt zu vielfältigen Akti-
vitäten unterschiedlicher europäischer Gremien. 
Eine Harmonisierung fi ndet dabei weniger über 
verbindliche Richtlinien als eher über sogenann-
te Soft-Law Verfahren statt. Zum Beispiel werden 
Best-Practice-Erfahrungen ausgetauscht, Handbü-
cher veröffentlicht und nationale Kontaktstellen 
für Integrationsfragen benannt. An diesem Pro-
zess beteiligen sich zivilgesellschaftliche Organi-
sationen.

Das Gutachten von Petra Bendel gibt einen 
umfassenden Überblick über den derzeitigen 
Stand der Integrationspolitik in der Europäischen 
Union. Sie analysiert die relevanten europarecht-
lichen Aspekte und beschreibt den Prozess einer 
offenen Form der Koordinierung der Integrations-
politiken. Die Expertise bietet eine differenzierte 
und verständliche Darstellung der komplexen 
Sachverhalte und entwickelt daraus Handlungs-
empfehlungen für politische Entscheidungsträ-
ger. Die Friedrich-Ebert-Stiftung veröffentlicht sie 
mit der Absicht, die gesellschaftliche Diskussion 
über Zuwanderung und Integration zu versach-
lichen.

Günther Schultze
Leiter des Gesprächskreises 
Migration und Integration 

der Friedrich-Ebert-Stiftung
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(1) Unterschiedliche Traditionen im Umgang mit 
„dem Anderen“ führen zu nationalem Souveräni-
tätsstreben in der Integrationspolitik: Ursprüng-
lich ließen sich innerhalb der Europäischen 
 Union verschiedene Paradigmen von „Integration“ 
(„philosophies of integration“) unterscheiden. 
Diese verschiedenen Konzepte sind Ergebnis 
 so zio-struktureller Prinzipien und Institutionen 
der Sozialordnung, der jeweiligen Tradition von 
sozialer Kohäsion und Konfl iktlösung. Sie sind 
Ausfl uss des jeweiligen Verständnisses von Na-
tion und von Nationalität, und sie betreffen da-
mit entscheidende Fragen des Zugangs zu Bil-
dung, Wohnung, Gesundheitswesen, sozialer Si-
cherung, Aufenthaltsstatus und dessen Verlust, 
Wahlrecht und Einbürgerung. Traditionell unter-
schieden zwischen Multikulturalismus ursprüng-
lich niederländischer Prägung, der britischen und 
schwedischen Antidiskriminierungspolitik, dem 
Assimilations-Modell „à la française“ und dem 
wohlfahrtsstaatlich-sozialpolitischen Typus wie 
dem der Bundesrepublik Deutschland, beginnen 
sich diese unterschiedlichen Politiken erst all-
mählich einander anzunähern. Dennoch betref-
fen Integrationsfragen den Kern nationaler Sou-
veränität, nämlich letztlich die Frage „Wer darf 
zu uns gehören?“ und „Wie weit darf diese Zu-
gehörigkeit gehen?“

(2) Das Souveränitätsstreben einerseits und das 
Bemühen um Koordination andererseits haben 
vergleichsweise wenig Rechtsetzung in der Inte-
grationspolitik nach sich gezogen, aber viel „Soft 
Law“, das beachtliche politische Bindungswir-
kung erzielt hat. Vielen EU-Mitgliedsstaaten fällt 
es daher prinzipiell schwer, Souveränität in die-
sem Politikfeld an eine supranationale Organi-
sation abzutreten. Besonders eifersüchtig wachen 
einige Mitgliedsstaaten über ihre Handlungsspiel-
räume dort, wo die Zuwanderung in die Arbeits-, 
Bildungs- und Sozialsysteme betroffen ist. Den-
noch bestehen aufgrund des demographischen 

Wandels, ökonomischer Motive bei Zuwande-
rung in die Arbeitsmärkte und gelegentlich auf-
grund fl üchtlings- und menschenrechtlicher 
Aspekte Bestrebungen, die Integrationspolitik zu-
mindest stärker zu koordinieren. Die Zweischnei-
digkeit zwischen Souveränitätsbeharren auf der 
einen Seite und dem Streben nach rechtlicher 
und politischer Angleichung spiegelt sich in der 
aktuellen Integrationspolitik der EU deutlich 
wider. Einerseits legt der Vertrag von Lissabon (in 
Kraft Dezember 2009) in Art. 79 (4) eindeutig fest, 
dass die rechtliche Kompetenz zur Integration bei 
den Mitgliedsstaaten verbleibt und dass jegliche 
Harmonisierung durch Gesetze und Normen aus-
geschlossen ist. Andererseits erlaubt der Vertrag 
Parlament und Rat, den Mitgliedsstaaten Anreize 
zur Integrationsförderung zu bieten. Das Fünf-
jahresprogramm von Stockholm (2009) fordert 
sogar, dass ein „gemeinsamer Rahmen für Inte-
gration“ entwickelt werden solle, der „einem ein-
deutig europäischen Ansatz folgen“ solle.

(3) Die rechtliche Annäherung über Richtlinien 
(Rechte von Drittstaatsangehörigen, Familien-
zusammenführung, Antidiskriminierung) erfolg-
te bei meist eher restriktiver Tendenz auf dem 
kleinsten gemeinsamen Nenner und nur mäßiger 
faktischer Harmonisierung. Die Grundrechte charta 
könnte eine Chance bieten, gegenüber dem bis-
her vorherrschenden, eher restriktiv- exklusiven 
Ansatz einen rechtebasierten Ansatz („civic citi-
zenship“) neu zu verfechten. Vor über einer De-
kade, im Gefolge des Fünfjahresprogramms von 
Tampere (1999 - 2003), hatte sich  zunächst eine 
ganze Reihe von Richtlinien ent wickelt, die, zum 
Teil über Jahre hinweg verhandelt, die Integra-
tion regeln. Unter den Nachfolgeprogrammen 
von Den Haag (2005 - 2009) und Stockholm (seit 
2010) wurde der Rechtsnorm setzung deutlich we-
niger Platz eingeräumt. Mit Ausnahme der (poli-
tisch zu einem besonderen Zeitpunkt verabschie-
deten) Antidiskriminierungs richtlinien blieben 

Zusammenfassung 
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diese Rechtsnormen weit hinter dem von der 
Kommission anvisierten Ziel zurück, das – kon-
gruent zum Integrationskonzept der Europä-
ischen Kommission – darin bestand, den Status 
von Drittstaatsangehörigen allgemein dem der 
Unionsbürger soweit wie möglich anzugleichen 
(Konzept des „civic citizenship“). Gerade Flücht-
linge und Asylberechtigte sind von den Rechten 
langfristig aufhältiger Drittstaatsangehöriger und 
vom Familiennachzug ausgenommen. Rechte 
werden den eingewanderten Personen in den 
 verabschiedeten Richtlinien nicht qua ihres 
Mensch-Sein oder aufgrund ihres Status’ als Dritt-
staatsangehörige zugestanden, sondern vielmehr 
aufgrund von Gruppenzugehörigkeiten. Hoch-
qualifi zierten etwa werden mehr Rechte zugestan-
den als anderen Personen, die in die Arbeitsmärk-
te wandern. Damit entsteht eine prinzipielle Un-
gleichbehandlung von Drittstaatsangehörigen.

Auf der anderen Seite erklärt die Europäische 
Union im Vertrag über die Europäische Union in 
der Fassung von Lissabon, die Werte, auf die sich 
die Union gründet, seien „die Achtung der Men-
schenwürde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit, 
Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung der Men-
schenrechte einschließlich der Rechte der Perso-
nen, die Minderheiten angehören. Diese Werte 
sind allen Mitgliedsstaaten in einer Gesellschaft 
 gemeinsam, die sich durch Pluralismus, Nichtdis-
kriminierung, Toleranz, Gerechtigkeit, Solidarität 
und die Gleichheit von Frauen und Männern aus-
zeichnet.“ Ebenso heben der Europäische Ein-
wanderungs- und Asylpakt von 2008 und das 
Stockholm-Programm den Respekt der Men-
schenrechte hervor. Darin mag eine Chance lie-
gen, der bisher unterschiedlichen Behandlung 
verschiedener Gruppen entgegenzuwirken: Die 
Neuaufl age der entsprechenden Richtlinien wäh-
rend der derzeit laufenden Zweiten Phase des 
 Europäischen Asylsystems, insbesondere durch 
die Qualifi kationsrichtlinie und den für die Asyl-
verfahrensrichtlinie vorgesehenen Zugang zur 
Beschäftigung für Asylbewerber, bietet in dieser 
Hinsicht eine Chance. Mit Blick auf die Gleich-
behandlung von Drittstaatsangehörigen und ih-
rer zumindest annähernden Gleichstellung mit 
den Unionsbürgerinnen und -bürgern ist es auch 
der von der Europäischen Kommission ursprüng-
lich verfolgte Gedanke einer „civic citizenship“ 
wert, wieder aufgenommen zu werden.

(4) Faktische Konvergenz von nationalen Inte-
grationspolitiken erfolgt über „Soft Law“ auf der 
Basis der vom Rat entwickelten Gemeinsamen 
Grundprinzipien, einer Reihe von Finanzierungs-
fonds, Handbüchern, Austauschprogrammen 
zwischen nationalen Entscheidungsträgern und 
NGOs. Konvergenz drückt sich aus in Sprach- 
und Einbürgerungstests sowie in den Maßnah-
men zur Integration auf den Arbeitsmärkten und 
in der Schule, weniger aber bei den Maßnahmen 
zur politischen Integration. Integrationsindika-
toren sollen künftig die Ergebnisse dieser Politik 
evaluieren helfen. Davon kann eine wichtige 
 Signalwirkung ausgehen, die über „blaming and 
shaming“ zu politischem Lernen voneinander 
führen kann. Inhaltlich bietet sich über solche 
Indikatoren die Möglichkeit, über „best practices“ 
„Integration“ weniger als eine primär bei den 
Migrantinnen und Migranten angesiedelte Ver-
pfl ichtungsleistung zu konzipieren, sondern sie 
mit „sozialer Inklusion“ zu verknüpfen. Damit 
sollen die Hindernisse für eine gesellschaftliche 
Teilhabe besonders verletzlicher Gruppen iden-
tifi ziert und möglichst abgebaut werden. Eine 
Annäherung der Integrationskonzepte und -prak-
tiken erfolgt im Integrationsbereich durch eine 
besondere, eher weniger institutionalisierte Form 
der Offenen Methode der Koordinierung. Zwar 
lassen es die ursprünglich unterschiedlichen In-
tegrationskonzepte in den Mitgliedsstaaten kom-
pliziert erscheinen, ein „europäisches Modell“ 
von Integration über die Entwicklung der Ge-
meinsamen Grundprinzipien der Integration 
durch den Rat hinaus zu entwickeln. Aber Infor-
mationsaustausch, Evaluierung der Politiken in 
den Mitgliedsstaaten anhand eigens entwickelter 
Indikatoren, Herausgabe von Handbüchern, kurz: 
„naming und shaming“ unter den Mitgliedsstaa-
ten führen zu einer immer stärkeren Kooperati-
on, zu einem verstärkten Austausch und einer 
Vernetzung der unterschiedlichen für die Inte-
gration zuständigen politischen Ebenen, Exper-
ten und Praktikern. Auf dieser Grundlage hat die 
Europäische Kommission in den letzten fünf Jah-
ren Standards für die Integration in Form von 
Handbüchern und „best practices“ entwickelt, 
Fonds für Integration durchgesetzt und den Aus-
tausch zwischen den Mitgliedsstaaten unter Be-
tei ligung der Zivilgesellschaft in Form des Euro-
pean Integration Forums und des Internetportals 
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„Inte gra tion Portal“ 2009 (http://ec.europa.eu/
ewsi/de/) gefördert. Sie hat ferner drei Handbü-
cher für Entscheidungsträger und Praktiker her-
ausgegeben. Nationale Kontaktstellen wurden ein-
gerichtet, die über ein Netzwerk miteinander ver-
knüpft sind. Mit ihren Austauschprogrammen 
für „policy- makers“ aus den Mitgliedsstaaten 
über die Nationalen Kontaktstellen umgeht die 
Kommission gezielt die oft überpolitisierten De-
batten in den Mitgliedsstaaten und kann prakti-
sche Konsequenzen für Integrationsprobleme be-
fördern, die einander ja tatsächlich in vielen Mit-
gliedsstaaten  ähneln. Austauschprozesse dienen 
der Vertrauensbildung und der Entwicklung einer 
gemein samen Sprache, und sie können schließ-
lich auch in einer Annäherung der „policies“ re-
sultieren.

Gerade diese zunehmende Konvergenz wird 
jedoch ähnlich kritisch gesehen wie die juristisch 
bindenden Politiken. Indem die Europäische Union 
ein supranationales Moment für die Übertragung 
und Legitimation von Politiken schaffe, deren 
Hauptziel eigentlich darin bestehe, über Integra-
tionsmaßnahmen die Einwanderung zu begren-
zen, leide die Legitimation und Kohärenz der EU-
Einwanderungs- und Integrationspolitik. Sie ge-
fährde einige Schlüsselprinzipien, auf denen ihr 
Justizsystem und ihre Einwanderungspolitik ba-
sierten. Andererseits könnten die Mitgliedsstaa-
ten „Integration“ infolge der zunehmenden 
Europä isierung auch nicht mehr benutzen, um 
Drittstaatsangehörige von ihren Rechten und 
Schutzmöglichkeiten auszuschließen.

(5) Angesichts mangelnder legislativer Kompeten-
zen im Integrationsbereich steht zu erwarten, 
dass die supranationalen Organe der EU ihre Rol-
le als Benchmarker und Monitoring-Instanzen 
ausbauen werden und dass die Stakeholders aus 
den Mitgliedsstaaten versuchen werden, die hier 
angewandte spezielle Variante der Offenen Me-
thode der Koordinierung stärker für ihre Interes-
sen zu nutzen. Dies ermöglicht eine erhebliche 
Dynamik im Politikfeld und einen hohen Einfl uss 
von Regierungsakteuren und nichtstaatlichen 
Organisationen. Das Hauptproblem besteht in 
der mangelnden demokratischen Legitimation 

der involvierten Akteure bei Umgehung der Par-
lamente. Das Europäische Parlament kann stärker 
zu einer Beteiligung motiviert werden. Nationale 
Parlamente können sich von diesen Prozessen zu 
eigenen Initiativen inspirieren lassen. Akteure 
wie die Nationalen Kontaktstellen und das Forum 
der Zivilgesellschaft und Sozialpartner haben be-
achtlichen Einfl uss auf Entscheidungsverfahren 
und Politikempfehlungen erlangt, wie sie sich in 
den jährlichen Berichten der Kommission und in 
den drei Handbüchern niederschlugen. Dass die-
se jedoch nicht demokratisch legitimiert sind, ist 
dabei kritisch anzumerken. Auch wenn manche 
Autoren die Partizipation von „Stakeholdern“ für 
eine direktdemokratisch-deliberative Errungen-
schaft halten – einem repräsentativ-parlamenta-
rischen Modell entsprechen die Offene Methode 
der Koordinierung und das in der Integrations poli-
tik aus dieser Methode abgeleitete Derivat nicht.

Das Europäische Parlament, das ja nunmehr 
über den Artikel 79 (4) des Vertrags über die 
Ar beitsweise der Europäischen Union nun zu-
mindest wachsenden Einfl uss auf die Entschei-
dungen dort erhält, wo es über die Fonds mitbe-
stimmt, hat sich faktisch bislang nur wenig betei-
ligt. Die nationalen Parlamente jedoch gehen im 
Bereich des „Soft Law“ ganz und gar leer aus: 
Nach dem Protokoll Nr. 1 zum Lissabon-Vertrag 
über die Rolle der nationalen Parlamente in der 
Europäischen Union müssen sie zwar im Laufe 
eines Gesetzgebungsverfahrens unterrichtet wer-
den, nicht aber im Verlauf von politischen Ver-
einbarungen, die im „Soft Law“-Bereich fallen.

Prinzipiell basiert die Offene Koordinierung 
auf freiwilliger Kooperation der nationalen Exe-
kutiven, so dass nationale Parlamente kaum Mit-
wirkungsmöglichkeiten vorfi nden. Verhandlun-
gen verlaufen für sie weniger nachvollziehbar als 
im juristisch bindenden Gesetzgebungsverfah-
ren. Weder für nationale Abgeordnete noch für 
die EU-Bürgerinnen und Bürger ist nachvollzieh-
bar und transparent, wie dieser Politikprozess ver-
läuft und wer für seine Ergebnisse verantwortlich 
zeichnet. Auf der anderen Seite mag man argu-
mentieren, dass die nationalen Parlamente mit 
diesem Austausch und Prozess gegenseitigen Ler-
nens auch Chancen vorfi nden, sich für neue 
Gesetzesinitiativen inspirieren zu lassen.
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Die Migrations- und Integrationspolitik der Euro-
päischen Union war in den vergangenen zehn 
Jahren einem deutlichen Wandel unterworfen. 
Einerseits nehmen die EU-Kompetenzen und 
die entsprechende Gesetzgebung im Bereich von 
Außengrenzensicherung, Visapolitik und der 
 Bekämpfung irregulärer Migration deutlich zu. 
Andererseits beobachten wir, dass vor allem die 
Integrationspolitik, gemeinsam mit großen Tei-
len der Arbeitsmigration, für die juristisch bin-
denden Teile größtenteils den Mitgliedsstaaten 
vorbehalten bleibt.

Das hat seine Ursache zum einen in den in 
den Mitgliedsstaaten der Europäischen Union 
vorherrschenden, traditionell unterschiedlichen 
Verständnissen, ja, Paradigmen von „Integration“ 
(„philosophies of integration“; vgl. Favell 1999 
und 2000, Sasse 2005, Lavenex 2009), und der je-
weils dem Staat zu ihrer Förderung zugeschrie-
benen Rolle. Diese verschiedenen Konzepte sind 
Ergebnis sozio-struktureller Prinzipien und Insti-
tutionen der Sozialordnung, der jeweiligen Tradi-
tion von sozialer Kohäsion und Konfl iktlösung. 
Sie sind Ausfl uss des jeweiligen Verständnisses 
von Nation und von Nationalität, und sie betref-
fen damit entscheidende Fragen des Zugangs zu 
Bildung, Wohnung, Gesundheitswesen, sozialer 
Sicherung, Aufenthaltsstatus und dessen Verlust, 
Wahlrecht und Einbürgerung. Traditionell unter-
schieden zwischen Multikulturalismus ursprüng-
lich niederländischer Prägung, der britischen und 
schwedischen Antidiskriminierungspolitik, dem 
Assimilations-Modell „à la française“ und dem 
wohlfahrtsstaatlich-sozialpolitischen Typus wie 
dem der Bundesrepublik Deutschland, beginnen 
sich diese unterschiedlichen Politiken erst all-
mählich einander anzunähern – unter anderem 
durch einen über die Europäische Kommission 
geförderten Prozess, wie wir weiter unten sehen 

werden. Dennoch betreffen Integrationsfragen 
den Kern nationaler Souveränität, nämlich letzt-
lich die Frage „Wer darf zu uns gehören?“ und 
„Wie weit darf diese Zugehörigkeit gehen?“

Betrachten wir die Paradigmen von Integra-
tion, so zeigt sich, dass sich in etwa folgende Län-
dergruppen (in der Literatur meist drei, gelegent-
lich vier) und entsprechende traditionelle Inte-
grationstypen unter den Mitgliedsstaaten bilden 
lassen, wie Abbildung 1 zeigt (Enzinger/Biezeveld 
2003, Heckmann / Schnapper 2003, Penninx 2004). 
Diese Traditionen begannen sich mit neuen Pro-
grammen und Gesetzen Anfang bis Mitte der 
2000er Jahre zu verwischen (Carrera 2006), wir-
ken aber in der Verhaltensweise der Akteure oft 
noch nach. Das bedeutet jedoch nicht, dass diese 
Paradigmen sich nicht mit der Zeit aufl ösen kön-
nen. Vielmehr wird hier die These vertreten, dass 
über die einzelnen, im Folgenden näher beschrie-
benen Instrumente und Maßnahmen allmählich 
eine immer stärkere Konvergenz der Integrations-
politiken in der Europäischen Union erfolgt, 
ohne dass eine solche notwendigerweise über 
rechtlich bindende Maßnahmen festgezurrt wird 
(Joppke 2007). Vielen EU-Mitgliedsstaaten fällt es 
dennoch prinzipiell noch schwer, Souveränität in 
diesem Politikfeld an eine supranationale Organi-
sation abzutreten. Besonders eifersüchtig wachen 
einige Mitgliedsstaaten über ihre Handlungs-
spielräume dort, wo die Zuwanderung in die Ar-
beits-, Bildungs- und Sozialsysteme betroffen ist. 
Die Konvergenz erfolgt daher auf politischer, 
nicht unbedingt nur auf rechtlicher Ebene.

So stand die Integration von Migrantinnen 
und Migranten in den vergangenen Jahren recht 
hoch auf der EU-Agenda (vgl. Carrera 2009), 
waren doch die Mitgliedsstaaten bestrebt, zumin-
dest gemeinsame Linien für eine Integrationspoli-
tik festzulegen, was sich in den Schlussfolgerungen 

1. Politischer und rechtlicher Rahmen der Integrationspolitik 

auf der EU-Ebene
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des Rates von Tampere (1999), Den Haag (2004) 
und Stockholm (2009) sowie den Schwerpunkten 
einzelner Ratspräsidentschaften niederschlug. Im 
fi nnischen Tampere forderten die EU-Staats- und 
Regierungschefs erstmals, eine dynamischere 
Integrationspolitik zu entwickeln, deren Ziel es 
sein sollte, die Rechte und Pfl ichten der Dritt-

staatsangehörigen jenen der Unionsbürger gleich-
zustellen. Das Haager Programm unterstrich vor 
allem die Notwendigkeit einer stärkeren Koordi-
nation der mitgliedsstaatlichen Politiken und der 
EU-Initiativen und forderte einen gemeinsamen 
Rahmen für diese ein. Die Integration von Dritt-
staatsangehörigen wurde als eine der wichtigsten 

Abbildung 1: 

Ursprüngliche Integrationstypen in ausgewählten Mitgliedsstaaten der EU

Land / Ländergruppe Typus von 
Integration

Maßnahmen Obligatorisch / 
Sanktionen

Britischer, irischer & 
schwedischer          
und ehemals nieder-
ländischer Typus

multikulturell Antidiskriminierung / 
Mainstreaming

Nein

Französischer Typus Assimilation Staatsbürgerschafts-
erwerb

Ja

Deutschland, 
Österreich, 
Dänemark, 
Niederlande 
(seit 1990er Jahre), 
Finnland,
Belgien (Flandern)1

Traditionell 
exklusionistisch, 
Integration

Aktive Eingliederung      
in der Anfangsphase: 
Sprach- und 
Orientierungskurse, 
keine Antidiskrimi-
nierungstradition

Ja 
Österreich / Deutschland: 
fi nanzielle Beteiligung; 
Sanktionen über 
Aufenthaltsverfestigung 
oder Kürzung der 
Sozialleistungen möglich, 
Deutschland / Niederlande: 
positive Sanktion durch 
Verkürzung der Wartezeit 
für Erlangung der 
Staatsbürgerschaft

Mediterraner Typus Eigenmaß-
nahmen

Legalisierungskampagnen, 
soziale Integration durch 
Rechte mit speziellen 
target areas wie Zugang 
zu medizinischer Versor-
gung, Schulbildung, 
Arbeitsmarkt, Wohnung 
(Griechenland, Spanien)

Staatsbürgerschaftserwerb

1 Eine spezielle Situation weist Luxemburg mit seinem hohen Ausländeranteil auf (v. a. trilinguale Erziehung, Chancengleichheit und 
Zugang zu gemeinsamer Bildung). In Belgien besteht keine nationale Kompetenz für die Integration; diese liegt bei Kommunen und 
Regionen.
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Politikfelder identifi ziert. Das Stockholmer Pro-
gramm hebt hervor, dass die Integrationspolitik 
von Mitgliedsstaaten durch die Weiterentwick-
lung von Strukturen und Instrumenten für den 
Wissensaustausch und die Koordination mit an-
deren relevanten Politikbereichen, wie Beschäfti-
gung, Bildung und sozialer Integration unterstützt 
werden sollte. Insbesondere fordert es die Kommis-
sion auf, die Anstrengungen der Mitgliedsstaaten 
zu unterstützen, indem es einen „Koordinations-
mechanismus mit einem gemeinsamen Bezugs-
rahmen“ entwickelt, „der die Strukturen und Ins-
trumente für den europäischen Wissensaustausch 
verbessert“. Darüber hinaus solle die Kommission 
europäische Module identifi zieren, um den Inte-
grationsprozess zu unterstützen und Kernindi-
katoren zur Überwachung der Ergebnisse der 
Integrationspolitik zu entwickeln (17024 / 09, 
2. Dezember 2009).

Zielgruppe europäischer Integrationspolitik 
ist die Gruppe der Drittstaatsangehörigen, d. h. 
solcher Bürger, die sich rechtmäßig und dauer-
haft im Gebiet der Europäischen Union aufhal-
ten, aber nicht die Staatsangehörigkeit eines EU-
Mitgliedsstaates innehaben. Immerhin lebten 
Anfang 2008 (letzte zugängliche Vergleichsdaten; 
Eurostat in focus 72 / 2008, COM/2010/214) 19 
Millionen Drittstaatsangehörige in den EU-Mit-
gliedsstaaten, die nicht über die jeweilige Staats-
bürgerschaft ihres Aufenthaltslandes verfügten; 
das entspricht 3,9% der EU-27 Bevölkerung. Die 
größten Gruppen waren Türken, Marokkaner und 
Albaner. Während in Österreich, Frankreich oder 
Schweden die Familienzusammenführung bei der 
Einwanderung ganz oben an steht, ist für andere 
Mitgliedsstaaten wie Irland, Spanien, Portugal 
und das Vereinigte Königreich die arbeitsbeding-
te Zuwanderung zentral (OECD 2006).

Die Notwendigkeit einer Angleichung der 
nationalen Integrationspolitiken wurde in der 
Vergangenheit immer dann hervorgehoben, 
wenn die bisherige, weitgehend national geregel-
te Integrationspolitik aufgrund xenophober Aus-
schreitungen und rechtsextremistischer Wahl-
ergebnisse, mangelnder sozialer und wirtschaft-
licher Integrationsindikatoren und Ausschreitun-
gen von Menschen mit Migrationshintergrund in 
einzelnen Mitgliedsstaaten als (partiell) gescheitert 

galt und die Mitgliedsstaaten sich um politisches 
Lernen voneinander bemühten. Als Stichworte 
seien genannt: die Anfang der 1990er Jahre zum 
Teil offen ausländerfeindliche öffentliche Wahr-
nehmung der Migration und deren Instrumenta-
lisierung durch rechtspopulistische und rechts-
extreme Parteien, die zu Beginn der 2000er Jahre 
erneut in verschiedenen Mitgliedsstaaten teils er-
hebliche Stimmenzuwächse verzeichneten. Dies 
ließ sich u. a. zurückführen auf die mangelnde In-
tegration von Zuwanderern in Wohnbereichen 
französischer „banlieus“, auf die von Personen 
mit Migrationshintergrund begangenen Strafta-
ten und deren (meist übersteigerte) Wahrneh-
mung in der Öffentlichkeit. 

In der öffentlichen Meinung aller Mitglieds-
staaten bestehen in mehr oder minder hohem 
Maße Befürchtungen über etwaige soziale Span-
nungen, steigende Kriminalitätsraten, abneh-
mende Sozialstandards und steigende wohlfahrts-
staatliche Kosten bis hin zur Furcht vor der Aufl ö-
sung traditioneller Werte oder gar Identitäten, die 
Folge fehlgeschlagener Integration sein können. 
In vielen Mitgliedsstaaten begann vor rund zehn 
Jahren dann auch eine neuartige Debatte um die 
Integrationspolitik, welche die Einwanderer auf 
die jeweilige Aufnahmegesellschaft vorbereiten 
sollte. Die „Integrationsfähigkeit“ der (künftigen) 
Migranten sollte u. a. durch die Abhaltung von 
Sprach- und Orientierungskursen (oft nach nie-
derländischem Modell) verstärkt werden: so in 
Deutschland (Debatte ab 2000 über das Zuwande-
rungsgesetz, in Kraft seit Januar 2005), in Däne-
mark (1999), Finnland (1999), Österreich (2000 
und erneut 2001), Schweden (1997) und Spanien 
(1999, erneut 2000, 2003 und 2007).

Auch im Bildungsbereich besorgte viele Bür-
ger die Notwendigkeit einer besseren Integration, 
wie spätestens mit den PISA-Studien ab dem Jahr 
2000 offenkundig wurde. Erst ab 2008 drängte 
der Europäische Rat (7652 / 08) die Mitgliedsstaa-
ten, sich für eine bessere Bildungsintegration von 
Kindern aus Migrantenfamilien einzusetzen, und 
dies schlug sich in einem Grünbuch der Kommis-
sion zu Migration und Mobilität nieder, in dem 
diese eine öffentliche Befragung zu den europä-
ischen Schulsystemen einleitete.
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Abbildung 2: 

Nettoeinwanderung in die EU-Mitgliedsstaaten

1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007

EU-27 (1) 430 529 980 725 600 1.852 2.035 1.875 1.660 1.639 1.908

EU area (1) : 434 835 975 1.235 1.658 1.806 1.606 1.404 1.319 1.579

Belgium 10 12 16 14 36 41 35 36 51 53 62

Bulgaria 0 0 0 0 -214 1 0 0 0 0 -1

Czech Republic 12 9 9 7 -43 12 26 19 36 35 84

Denmark 12 11 9 10 12 10 7 5 7 10 20

Germany 93 47 202 168 275 219 142 82 82 26 48

Estonia -7 -7 -1 0 0 0 0 0 0 0 0

Ireland 17 16 24 32 39 33 31 48 66 67 64

Greece 61 55 45 29 38 38 35 41 40 40 41

Spain 94 159 238 390 441 649 625 610 641 605 702

France (1) : -1 150 158 173 184 189 105 92 90 71

Italy 50 56 35 50 50 345 612 557 324 377 494

Cyprus 5 4 4 4 5 7 12 16 14 9 13

Latvia -9 -6 -4 -6 -5 -2 -1 -1 -1 -2 -1

Lithuania -22 -22 -21 -20 -3 -2 -6 -10 -9 -5 -5

Luxembourg 4 4 4 3 3 3 5 4 6 5 6

Hungary 18 17 17 17 10 4 16 18 17 21 14

Malta 1 0 0 10 2 2 2 2 2 2 2

Netherlands 30 44 44 57 56 28 7 -10 -23 -26 -2

Austria 2 8 20 17 44 35 38 62 56 29 31

Poland -12 -13 -14 -410 -17 -18 -14 -9 -13 -36 -20

Portugal 29 32 38 47 65 70 64 47 38 26 20

Romania -13 -6 -3 -4 -558 -2 -7 -10 -7 -6 1

Slovenia -1 -5 11 3 5 2 4 2 6 6 14

Slovakia 2 1 1 -22 1 1 1 3 3 4 7

Finland 5 4 3 2 6 5 6 7 9 11 14

Sweden 6 11 14 24 29 31 29 25 27 51 54

United Kingdom 58 97 138 144 151 158 178 227 193 247 175

Croatia 0 -4 -23 -52 14 9 12 12 8 7 6

FYR of Macedonia -2 -2 -2 -3 -3 -25 -3 0 -1 -1 0

Turkey 101 99 79 58 2 -1 -3 1 -1 -3 0

Iceland 0 1 1 2 1 0 0 1 4 5 4

Liechtenstein 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0

Norway 10 13 19 10 8 17 11 13 18 24 40

Switzerland -3 11 25 24 41 48 42 38 32 37 69

      Quelle: Eurostat (tps00008).

(1) Break in series: for 1997 France includes metropolitan regions only.
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Ein weiteres Motiv für eine stärkere Harmo-
nisierung der Integrationspolitiken kam immer 
dann hinzu, wenn die ganz unterschiedliche 
rechtliche Behandlung, die unterschiedliche 
Rechtssicherheit von Drittstaatsangehörigen in 
den Mitgliedsstaaten von der Gemeinschaft als 
defi zitär wahrgenommen wurde. Vor allem galt 
es zu klären, wie man es in einer Gemeinschaft 
ohne Binnengrenzen mit der Weiterwanderung 
von Drittstaatsangehörigen halten wolle und wie es 
dann jeweils um ihre Rechte bestellt sei. Trägerin 
dieser Debatte war in den meisten Fällen die 
Europäische Kommission.

Gerade für diese wurde ein ökonomisches 
und demographisches Motiv für eine verstärkte 
Koordination der Integrationspolitiken offenkun-
dig: Spätestens seit dem Strategiepapier der da-
maligen Kommissare Anna Diamantopoulou (Be-
schäftigung und Soziales) und António Vitorino 
(Justiz und Inneres) (KOM / 2003 / 336) und einem 
2005 von der Europäischen Kommission vorge-
legten Grünbuch zur Steuerung der Zuwanderung 
von Arbeitskräften aus Drittstaaten argumentier-
te die Kommission: Um Zuwanderer anzuwerben, 
müssten Einwanderer nicht zuletzt beste Integra-
tionsbedingungen vorfi nden. Der demographische 
Wandel der Erwerbsbevölkerung in der EU und 
der Wettbewerb um Arbeitskräfte zwischen den 
großen Wirtschaftsblöcken erfordere eine lang-
fristige Politik der Migration und Integration. So 
beinhaltete die Europäische Beschäftigungsstrate-
gie als eines der Schlüsselelemente des Lissabon-
Prozesses das Bekenntnis zum wirtschaftlichen 
Beitrag von Migrantinnen und Migranten und zur 
Notwendigkeit einer effi zienteren Integrationspoli-
tik – ein Argument, das in den Integrated Employ-
ment Guidelines und im Zusammenhang mit der 
Europe 2020-Strategie (COM 2020 / 2020) wieder 
aufgenommen wird und das sich fi nanziell im 
 Europäischen Sozialfonds (ESF, vgl. Kapitel 2.3) 
ausdrückt.

Ebenso wie in der Generaldirektion Beschäf-
tigung und Soziales wurde in der Generaldirektion 
Freiheit, Sicherheit und Recht eine proaktive EU-
Integrationspolitik gefordert, da diese sozialen 
Zusammenhalt ebenso wie wirtschaftliche Effi -
zienz in Europa bedinge. Der frühere Kommissar 
Franco Frattini (2008) betonte in diesem Sinne, 

dass die Einwanderung eine entscheidende Rolle 
„in der EU-Wettbewerbsstrategie“ spiele; gleich-
wohl könnten Migrantinnen und Migranten „ihr 
Potenzial nur dann vollständig ausschöpfen, 
wenn ihnen Gelegenheit geboten“ werde, „sich 
in die Gesellschaft und Wirtschaft des Aufnah-
melandes zu integrieren. Deshalb gehört die Inte-
gration von Einwanderern, die sich rechtmäßig 
im EU-Gebiet aufhalten, zu den Hauptprioritäten 
und ist ein Schlüsselelement der umfassenden 
Migrationspolitik der EU.“

Die Zweischneidigkeit zwischen Souveräni-
tätsbeharren auf der einen Seite und dem Streben 
nach rechtlicher und politischer Angleichung 
spiegelt sich in der aktuellen Integrationspolitik der 
EU deutlich wider. Einerseits legt der Vertrag von 
Lissabon (in Kraft Dezember 2009) in Art. 79 (4) 
eindeutig fest, dass die rechtliche Kompetenz zur 
Integration bei den Mitgliedsstaaten verbleibt 
und dass jegliche Harmonisierung durch Gesetze 
und Normen ausgeschlossen ist. Andererseits er-
laubt der Vertrag Parlament und Rat, den Mit-
gliedsstaaten Anreize zur Integrationsförderung 
zu bieten. Das Fünfjahresprogramm von Stock-
holm (2009) fordert sogar, dass ein „gemeinsamer 
Rahmen für Integration“ entwickelt werden solle, 
der „einem eindeutig europäischen Ansatz fol-
gen“ solle.

Obwohl die Europäische Union also explizit 
keine Rechtsetzungsbefugnis für die Integrations-
politik innehat, hatten sich bereits vor über einer 
Dekade, im Gefolge des Fünfjahresprogramms 
von Tampere (1999 - 2003), eine ganze Reihe von 
Richtlinien entwickelt, die, zum Teil über Jahre 
hinweg verhandelt, die Integration regeln. Unter 
den Nachfolgeprogrammen von Den Haag (2005 -  
2009) und Stockholm (seit 2010) wurde der Rechts-
normsetzung deutlich weniger Platz eingeräumt. 
Dabei unterscheide ich im Folgenden zwi schen a) 
solchen Richtlinien, die ganz direkt auf die Integra-
tion abzielen, nämlich die Rechte von Drittstaats-
angehörigen (2003 / 109 /  EG), die Rechte der Fami-
lienzusammenführung (2003 / 86 / EG) und die An-
tidiskriminierungsrichtlinien (2000 / 43 / EG und 
2000 / 73 / EG) und b) solchen Richtlinien, die, 
dem Charakter von „Integration“ als Querschnitts-
politik entsprechend, zunächst die Arbeitsmigra-
tion für Forscher (2005 / 71 / EG), Studierende 
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(2004  / 114  / EG) und Hochqualifi zierte („Blue 
Card“, 2009 / 50/EG) oder die Asyl- und Flücht-
lingspolitik (Qualifi kationsrichtlinie 2004 / 83 / EG, 
Asylverfahrensrichtlinie 2005 / 85 / EG) betreffen, 
aber integrationsrelevante Aspekte beinhalten. 
All diese Richtlinien sind in den vergangenen 
Jahren umgesetzt worden, befi nden sich derzeit 
zum Teil im Überarbeitungsprozess und werfen 
aus meiner Sicht vor allem das Problem auf, dass 
sie auf Kohärenz miteinander geprüft werden 
müssen. Dies gilt insbesondere für den Grundsatz 
der Gleichbehandlung der jeweils betroffenen 
Personengruppen, aber auch für neue Konzepte 
von „Integration“, die sich durch Ansätze wie den 
der temporären, zirkulären Migration ergeben.

Über den engeren Rechtsrahmen hinaus er-
folgt europäische Integrationspolitik aber insbe-
sondere „unterhalb“ der Ebene rechtlicher Nor-
men, auf der Ebene des „Soft law“. Dabei handelt 
es sich um eine Annäherung der Integrationskon-
zepte und -praktiken durch eine besondere, eher 
weniger institutionalisierte Form der Offenen 
Methode der Koordinierung (OMK). Zwar lassen 
es die ursprünglich unterschiedlichen Integra-
tionskonzepte in den Mitgliedsstaaten kompli-
ziert erscheinen, ein „europäisches Modell“ von 
Integration über die Entwicklung der Gemeinsa-
men Grundprinzipien der Integration durch den 
Rat hinaus zu entwickeln (vgl. Kapitel 2.1). Doch 
funktioniert eine europäische Zusammenarbeit 
auf der politischen und praktischen Ebene durch 
Informationsaustausch, Evaluierung der Politiken 
in den Mitgliedsstaaten anhand eigens entwickel-
ter Indikatoren, Herausgabe von Handbüchern, 
kurz: durch „naming und shaming“ unter den 
Mitgliedsstaaten. Ein solches Verfahren führt 
möglicherweise zu einer gewissen „output“-Legi-
timation, nämlich zu einer immer stärkeren 
 Kooperation, zu einem verstärkten Austausch 
und einer Vernetzung der unterschiedlichen für 
die Integration zuständigen politischen Ebenen, 
Experten und Praktikern. Darüber erfolgt allmäh-
lich auch eine Konvergenz von Politiken in den 
Mitgliedsstaaten.

Mit dem Artikel 79 (4) des Lissabon-Vertrages 
ist das Europäische Parlament dem Rat über das 
ordentliche Gesetzgebungsverfahren explizit 
gleichgestellt, wenn es um Anreize und Unter-

stützung der Mitgliedsstaaten zur Integration von 
Drittstaatsangehörigen geht (unter Ausschluss 
jeglicher Harmonisierung von Gesetzen). In den 
vergangenen fünf Jahren hat aber vor allem die 
Europäische Kommission als „agenda setter“ auf 
diese Weise einen wichtigen Rahmen für den 
europäischen Austausch über Integration geschaf-
fen, für einen fi nanziellen Rahmen zur Förderung 
von Integrationsprojekten auf nationaler wie auf 
transnationaler Ebene gesorgt und die vom Rat 
der Europäischen Union aufgestellten Gemein-
samen Grundprinzipien der Integration in kon-
krete Maßnahmen gegossen.

Im Jahr 2010 steht die dergestalt entwickelte 
Integrationspolitik mit dem begrenzten juristi-
schen Auftrag des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV) an die Europäische 
Union, aber einer starken de-facto-Konvergenz-
wirkung aus meiner Sicht an einer Wegmarke 
(Collett 2009). Gerade die Kompetenzen der 
Kommission wurden einmal mehr aufgespalten, 
seit wir eine Kommissarin für die Grundrechte, 
eine andere aber für die Innenpolitik vorfi nden. 
Es bleibt zu prüfen, wie sich diese Trennung auf 
die Rechte von Drittstaatsangehörigen und ihre 
Integration auswirkt – auf ein Politikfeld, das per 
defi nitionem eine Querschnittspolitik darstellt 
und ohnehin über den engeren, in der Regel 
 federführenden Bereich der Generaldirektion 
Freiheit, Sicherheit und Recht hinausweist, in-
dem es Beschäftigung, Soziales, Bildung, Wohnen 
und Kultur betrifft. 

Drängende Fragen ergeben sich hier aus mei-
ner Sicht sowohl bezüglich der inhaltlichen 
Kohärenz der so entwickelten Vielzahl von Mosaik-
steinen an Einzelprogrammen und -maßnahmen 
als auch bezüglich der „input“-Legitimation von 
EU-Handeln.

1.1 Primärrechtliche Regelungskompetenz 
nach dem Vertrag von Lissabon

Der Maastricht-Vertrag von 1992 (in Kraft 1993) 
hatte noch eine gesonderte, intergouvernementa-
le, dritte Säule für den Bereich „Justiz und Inneres“ 
geschaffen, in dem die Einwanderungs- und Inte-
grationspolitik primär verankert war. Seit den 
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späten 1990er Jahren sind diese „policies“ jedoch 
zusehends in die Kernkompetenzen der Europä-
ischen Union gewandert und haben damit den 
Grund für eine dynamische Gesetzgebung gelegt: 
Der Amsterdamer Vertrag von 1997 (in Kraft 
1999) erlaubte den Übergang von der dritten in 
die erste Säule (Art. 61-65). Mit dem Nizza-Vertrag 
(2000, in Kraft 2003) erhielt das Europäische Par-
lament dann Mitentscheidungsmöglichkeiten für 
Asylfragen und irreguläre Migration.

Der aktuelle Lissabonvertrag (in Kraft 2009) 
weitet nun in Art. 78 und 79 die Kompetenzen 
der EU für einige Teile der Migrationspolitik aus, 
macht aber einen Souveränitätsvorbehalt dort 
geltend, wo es darum geht, „festzulegen, wie viele 
Drittstaatsangehörige aus Drittländern in ihr 
 Hoheitsgebiet einreisen dürfen, um dort als Ar-
beitnehmer oder Selbstständige Arbeit zu su -
chen“ (Art. 79 (5)). Speziell für die Integrations-
politik gilt, dass die Bemühungen der Mitglieds-
staaten um die Integration von Drittstaatsangehö-
rigen zwar „unterstützt“ werden dürfen, jedoch 
explizit „unter Ausschluss jeglicher Harmonisie-
rung der Rechtsvorschriften der Mitgliedsstaaten“ 
(Art. 79 (4)). Dies gilt für all jene rechtlichen Maß-
nahmen, welche die Integrationspolitik im enge-
ren Sinne (vgl. Kapitel 1.4.1 bis 1.4.4) und die 
ebenfalls stark souveränitätslastige Beschäfti-
gungspolitik betreffen, nicht jedoch für das an-
grenzende Feld der Asyl- und Flüchtlingspolitik, 
aus dem ebenfalls einige integrationsrelevante 
Richtlinien stammen (Kapitel 1.4.6). Diesem ge-
steht der Lissabon-Vertrag das ordentliche Ge-
setzgebungsverfahren zu, so dass die Mitwirkung 
der EU-Institutionen höher ist. 

Obwohl also eine tatsächliche Harmonisie-
rung der Integrationspolitiken auf der EU-Ebene 
unterbleibt, wird der derzeitige Trend zu einer 
 de-facto Harmonisierung über „Soft law“ durch 
den AEUV bestätigt und noch stärker institutio-
nalisiert. Das ordentliche Gesetzgebungsverfah-
ren, das hierfür gilt, stärkt die Rolle des Europä-
ischen Parlaments gegenüber dem vorangegan-
genen Vertrag. Außerdem weist der Lissabonver-
trag den nationalen Parlamenten einen Sub si-
diaritätsvorbehalt zu (Protokoll Nr. 2): 

„Die nationalen Parlamente oder die Kammern 
eines dieser Parlamente können binnen acht Wochen 

nach dem Zeitpunkt der Übermittlung eines Entwurfs 
eines Gesetzgebungsaktes in den Amtssprachen der 
Union in einer begründeten Stellungnahme an die 
Präsidenten des Europäischen Parlaments, des Rates 
und der Kommission darlegen, weshalb der Entwurf 
ihres Erachtens nicht mit dem Subsidiaritätsprinzip 
vereinbar ist.“

Dem Ausschuss der Regionen kommt Klage-
recht vor dem Europäischen Gerichtshof zu, 
 welcher die volle Rechtssprechungskompetenz 
erhält.

Entsprechend liegen die Kompetenzen für 
die Integrationspolitik im engeren Sinne und für 
die juristisch bindenden Rechtsakte zunächst 
beim Europäischen Rat (Kapitel 1.2), der durch 
seine Schlussfolgerungen die Leitlinien für jeweils 
fünf Jahre festlegt, bei der Europäischen Kommis-
sion, die diese Leitlinien in Mitteilungen konkre-
tisiert und mittels Richtlinienvorschlägen (Initia-
tivfunktion) vorlegt (Kapitel 1.3) und beim Rat 
der Europäischen Union (meist beim Rat der für 
Integration zuständigen Innen- und Justiz- bzw. 
Integrationsministerinnen und -minister, gele-
gentlich auch bei den angrenzenden Ressorts wie 
Beschäftigung und Soziales), der die Rechtset-
zungsakte verabschiedet. Deren Leitbilder von 
„Integration“ sollen im Folgenden kurz vorge-
stellt werden, bevor ich die sekundärrechtlichen 
Normen zur Integrationspolitik überprüfe (Kapi-
tel 1.4) und mich dann in Kapitel 2 dem „Soft 
Law“, den eher politisch wirkenden Normen und 
den für sie verantwortlichen Akteuren zuwende.

1.2 „Integration“ nach den Schluss-
folgerungen des Europäischen Rates

Der Bereich „Justiz und Inneres“ und damit auch 
die Migrationspolitik wird durch Fünfjahrespro-
gramme reguliert, die der Europäische Rat ver-
abschiedet. Die 1999er Schlussfolgerungen des 
Europäischen Rates von Tampere waren noch 
recht ambitioniert, liberal und humanitär in 
ihrer Stoßrichtung. Außerdem machte der Euro-
päische Rat von Tampere konkrete Ausführungen 
zur Integrationspolitik, die eindeutig einen in-
haltlichen Schwenk hin zu einem rechtebasierten 
Ansatz anzeigten. Er sprach sich dafür aus, die 
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Rechte der Drittstaatsangehörigen „so eng wie 
möglich an diejenigen der EU-Bürger“ anzuleh-
nen und benannte dazu im Einzelnen das Recht 
auf Wohnsitznahme, auf Bildung und auf Aus-
übung einer nichtselbstständigen oder selbststän-
digen Arbeit sowie den Grundsatz der Nicht-
diskriminierung gegenüber den Bürgern des 
Wohnsitzstaates (Schlussfolgerungen des Vor-
sitzes 1999: Fn. 1, RN 18 bis 21).

Diese Ausrichtung änderte sich nach den An-
schlägen des 11. September 2001. Seither steuerte 
das gesamte Politikfeld auf eine stärkere „Versi-
cherheitlichung“ zu, die sich auch in dem Nach-
folgeprogramm von Den Haag (2004 – 2009) 
widerspiegelte. Dem „Haager Programm zur Stär-
kung von Freiheit, Sicherheit und Recht in der 
Europäischen Union“ (2004) zufolge umfasst In-
tegrationspolitik zunächst die Antidiskriminie-
rungspolitik, geht aber darüber hinaus. Integra-
tion setze, so die europäischen Staats- und Re-
gierungschefs, Respekt vor den Grundwerten der 
Europäischen Union und den Grundrechten aller 
Menschen voraus. Sie erfordere grundlegende 
Fertigkeiten, die die Teilhabe in der Gesellschaft 
ermöglichen, stütze sich auf eine vielfache Inter-
aktion und einen interkulturellen Dialog zwi-
schen allen Gliedern der Gesellschaft in gemein-
samen Foren und bei gemeinsamen Aktivitäten 
mit dem Ziel eines besseren gegenseitigen Ver-
ständnisses und erstrecke sich auf zahlreiche Poli-
tikbereiche, zu denen unter anderem Beschäfti-
gung und Bildung gehören. Der Europäische Rat 
forderte für die Integrationspolitik eine „effi ziente 
Politik“, die „der Isolation bestimmter Gruppen“ 
vorbeugen sollte. 

In das Nachfolgeprogramm von Stockholm 
mit ein ging der von der damaligen französischen 
Ratspräsidentschaft vorangetriebene Europäische 
Pakt zu Einwanderung und Asyl von 2008 
(Schlussfolgerungen des Vorsitzes 14368 / 08 und 
13440 / 08). Von insgesamt fünf zentralen Aussa-
gen des „Paktes“ bezieht sich die erste sogleich 
auf legale Migration und Integration. Sie führen 
einige Instrumente im „Soft-Law“-Bereich (Kapi-
tel 2) ein. Das Stockholm-Programm (2010 - 2015) 
unterstreicht den von der Europäischen Kommis-
sion seit 2005 propagierten „Gesamtansatz“ oder 
„Global Approach“ (KOM / 2006 / 0735 endg.) zur 

Migration und läutet eine neue, zweite Etappe bei 
der Errichtung eines gemeinsamen europäischen 
Asylsystems ein. Im Bereich der Integrationspoli-
tik stellt es ein ambitioniertes Programm auf, das 
sich, wie nicht anders zu erwarten, auf die Koor-
dinationsfunktion der Kommission gegenüber 
den Mitgliedsstaaten stützt. Es versteht unter „In-
tegration“ weiterhin einen zweiseitigen, dynami-
schen Prozess gegenseitiger Interaktion, welcher 
nicht nur das Bemühen nationaler, regionaler 
und lokaler Regierungen, sondern auch ein grö-
ßeres Engagement der Aufnahmegesellschaft wie 
auch der Migranten selbst erfordere (17024 / 09 
IB / id65). „Stockholm“ legt den Schwerpunkt der 
Integrationspolitik in Kapitel 6.1.5 des Programms 
auf die Koordination mit den Politikfeldern „Be-
schäftigung“, „Bildung“ und „soziale Inklusion“; 
insbesondere sei der Zugang zum Arbeitsmarkt 
„zentral“ für eine gelungene Integration. Dabei 
handelt es sich – der Einwand sei gestattet – aller-
dings um solche Politikfelder, für die die Europä-
ische Union auch nach dem Vertrag von Lissabon 
nur eingeschränkte Kompetenzen innehat. Dies 
spiegelt sich, wie sich zeigen wird, auch in den 
bisherigen Integrationspolitiken der Gemein-
schaft wider.

Der Europäische Rat fordert die Kommission – 
konform mit den der Gemeinschaft nach „Lissa-
bon“ zustehenden Kompetenzen – dazu auf, die 
Mitgliedsstaaten bei ihren Bemühungen zu un-
terstützen, einen Koordinierungsmechanismus 
als gemeinsamen Referenzrahmen zu entwickeln. 
„Integrationsthemen“ sollen in allen relevanten 
Politikfeldern integriert, gemeinsame Praktiken 
und „europäische Module“ zur Unterstützung der 
Integration identifi ziert werden, inklusive Inte-
grationskurse und Sprachkurse. Er fordert eine 
Unterstützung der Aufnahmegesellschaft und 
Partizipation der Einwanderer in allen Lebensbe-
reichen, die Entwicklung von Kernindikatoren 
zur Integration in ausgewählten „policies“ (z. B. 
Beschäftigung, Bildung, soziale Inklusion) und 
zum Monitoring der Integrationsergebnisse. Dem 
liegt das Ziel zugrunde, nationale Erfahrungen 
vergleichbar zu machen und so den europäischen 
Lernprozess zu stärken, den Austausch mit der 
Zivilgesellschaft zu suchen und dabei das European 
Integration Forum (EIF, vgl. Kapitel 2.5) und die 
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europäische Website zur Integration (ebda.) zu 
nutzen, demokratische Werte und sozialen Zu-
sammenhalt zu fördern und den interkulturellen 
Dialog auf allen Ebenen zu fördern.

1.3 „Integration“ in den Mitteilungen 
der Kommission

Die Europäische Kommission hat in ihren Mittei-
lungen von 2000, 2001 und 2003 folgende Prin-
zipien eines eigenen „holistischen“ und ihrer 
Auffassung nach EU-weit gemeinsam zu realisie-
renden Integrationskonzeptes vorgestellt, das 
umfassend und „ganzheitlich“ sein soll. „Integra-
tion“ gilt als „ein zweiseitiger Prozess (….), an 
dem sowohl die Ausländer als auch ihre Wohn-
sitzgemeinde beteiligt sind“, ja, als „gegenseitiger 
Prozess, basierend auf gleichen Rechten und 
Pfl ichten der rechtmäßig in einem Mitgliedsstaat 
ansässigen Drittstaatsangehörigen und der Ge-
sellschaft des Gastlandes (…), der auf die umfas-
sende Partizipation der Einwanderer abzielt“ 
(KOM 2003 / 336 endg.). Integration als ganzheit-
licher Ansatz bedeute dann, dass: „nicht nur den 
wirtschaftlichen und sozialen Aspekten der Inte-
gration, sondern auch der kulturellen und reli-
giösen Vielfalt, staatsbürgerlichen Aspekten, der 
Teilhabe und politischen Rechten Rechnung 
getragen (werde, pb).“ (KOM 2003 / 336 endg.: 19)

Dieses ursprünglich von der Kommission 
vorgestellte Konzept bezieht sich stufenweise zu-
nächst auf Neuankömmlinge, dann aber auch auf 
Einwanderer der zweiten und dritten Generation 
sowie auf Einwanderer aus ehemaligen Kolonien, 
die über die Staatsangehörigkeit des Gastlandes 
verfügen (somit also nicht nur auf Drittstaats-
angehörige). Es stellt heraus, dass auch Flücht-
linge und Personen mit subsidiärem oder vor-
übergehendem Schutz von Integrationsmaßnah-
men profi tieren sollen; ausgenommen sei einzig 
die Gruppe der Asylsuchenden, die nicht den Sta-
tus einer rechtmäßig ansässigen Person noch 
dauerhaften oder stabilen Aufenthalts hätten.

Als Kernelemente gelten: die Eingliederung 
in den Arbeitsmarkt (z. B. über die Anerkennung 
und angemessene Bewertung formaler und infor-
meller Qualifi kationen, Zugang zu Weiterbil-

dungsmaßnahmen, Maßnahmen gegen die Dis-
kriminierung, Bildung und Sprache, Wohnen 
und Leben in den Städten, Zugang zu Gesund-
heits- und Sozialdiensten, soziales und kulturel-
les Umfeld, Staatsangehörigkeit, Zivilbürgerschaft 
und Respekt vor der Vielfalt.

„Zivilbürgerschaft“ ist ein Konzept, das in 
früheren (KOM / 2000 / 757) Mitteilungen der 
Kommission auftaucht. Dieses defi niert sich als 
„ein System garantierter Rechte und Pfl ichten, 
die Einwanderer über einen bestimmten Zeitraum 
erwerben, an dessen Ende sie wie Staatsange-
hörige ihres Gastlandes behandelt werden, auch 
dann, wenn sie nicht eingebürgert sind.“ 
(KOM / 2003 / 336: 24). Die Kommission beruft sich 
auf die Grundrechtecharta, welche einige Rechte 
als unveräußerbar anerkennt (Petitionsrecht zum 
Europäischen Parlament und Beschwerderecht zu 
einem Bürgerbeauftragten), während sich andere 
aus solchen Rechten ableiten, die allein den 
 Bürgern der EU zuerkannt werden (Freizügigkeit, 
freie Wahl des Wohnortes, Recht auf Arbeit, 
Recht, sich selbstständig zu machen und Dienst-
leistungen anzubieten, aktives und passives 
Wahlrecht zum Europäischen Parlament und zu 
den kommunalen Vertretungsgremien, Recht auf 
diplomatischen und konsularischen Schutz, Pe-
titionsrecht, Beschwerderecht, Recht auf Gleich-
behandlung ohne Ansehen der Nationalität). Sie 
befürwortet das Kommunalwahlrecht auch für 
Drittstaats angehörige. Speziell zu fördern seien 
Flüchtlinge, Frauen, die Familie an sich, Einwan-
derer der zweiten und dritten Generation.

Die Europäische Kommission vertrat also ein 
umfassendes Verständnis von Integration, das 
alle politischen Ebenen inklusive zivilgesell-
schaftlicher Organisationen und Sozialpartner 
umfassen sollte. Dieses Konzept wurde in Ant-
wort auf die Aufforderung des Europäischen Ra-
tes zur Entwicklung eines gemeinsamen EU-Rah-
mens für die Integration fortgeführt in der 2005 
vorgelegten Mitteilung „Eine gemeinsame Inte-
grationsagenda – Ein Rahmen für die Integration 
von Drittstaatsangehörigen in die Europäische 
Union“ (KOM / 2005 / 389 endg.). Die Mitteilung 
unterstreicht, es sei notwendig, die Grundrechte 
zu fördern, Maßnahmen zur Diskriminierung 
und für gleiche Rechte zu entwickeln mit dem 
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Ziel, Partizipationsbarrieren für Einwanderer, 
ethnische Minderheiten und andere „verletzliche 
Gruppen“ abzubauen. Sie ermutigt die Mitglieds-
staaten, jeweils umfassende nationale Integra-
tionsstrategien zu entwickeln und schlägt neue 
Wege vor, um EU-Handlungen und  nationale Ak-
tivitäten stärker aufeinander abzustimmen; dazu 
hat sie eine Checkliste entwickelt, anhand derer 
die Mitgliedsstaaten ihre Integrationspolitiken 
überprüfen können.

Allerdings wird deutlich, dass die Kommission 
sich bereits 2005 sehr vorsichtig und weit unter-
halb der Ebene bindenden Rechts bewegte. Sie 
sieht sich selbst als Unterstützerin der Mitglieds-
staaten und setzt auf kooperative Formen der 
Standardsetzung, die zuvor aus dem europäischen 
Beschäftigungsrecht bekannt waren. Dieses Vor-
gehen kann allerdings womöglich durchaus wei-
tere Eigendynamik entwickeln, sofern eine weite-
re Annäherung von Standards von den Mitglieds-
staaten als wünschenswert angesehen wird und 
ein europäischer Mehrwert abzusehen ist. Es bleibt 
aber m. E. immer auch zu prüfen, ob eine europä-
ische Standardisierung nicht auch Integrations-
maßnahmen und –niveaus senken kann, die von 
einigen Mitgliedsstaaten bereits erreicht wurden.

Ebenfalls in den Bereich des „Soft law“ fallen 
die Gemeinsamen Grundprinzipien zur Integration 
von Drittstaatsangehörigen, die der Rat der Euro-
päischen Union als weiterer wichtiger Akteur im 
Jahr 2004 entwickelt hat. Obschon rechtlich 
nicht bindend, haben sie doch eine beachtliche 
politische Bindungswirkung entfaltet und wer-
den unter Kapitel 1.5 ausführlicher besprochen.

1.4 Richtlinien, die den Bereich der
 Integration direkt oder indirekt 

betreffen

Entgegen der ursprünglichen Absicht der Kom-
mission, einen EU-Rechtsrahmen zu schaffen, ist 
die Rechtsetzungskompetenz für dieses Politik-
feld weitestgehend bei den Mitgliedsstaaten ver-
blieben. Die wenigen Richtlinien der Integra-
tionspolitik waren, bis auf die Antidiskriminie-

rungsrichtlinie, Gegenstand langwieriger Ver-
handlungsprozesse, deren Ergebnis weit hinter 
den zunächst von der Kommission vorgelegten 
Richtlinienentwürfen zurückblieben oder deren 
ursprünglich liberale Absicht sogar ins Gegenteil 
verkehrten. Dabei ist es insbesondere nicht ge-
lungen, die Rechte der Drittstaatsangehörigen, 
wie vor allem von der Kommission angestrebt, 
denen der EU-Bürger anzugleichen.

Auch bei der Umsetzung der Richtlinien in 
nationales Recht wurde das Potenzial für einen 
weiteren Harmonisierungsschritt nur teilweise er-
zielt. Die Richtlinie zur Familienzusammenfüh-
rung (2003 / 86 EG) hat das Ziel einer Harmoni-
sierung in den Mitgliedsstaaten bislang nicht er-
reicht, und die Kommission hat angekündigt, 
eine neue Konsultation zu starten. Für Anpas-
sungsschwierigkeiten in jenen Ländern, die einen 
deutlichen „misfi t“ gegenüber Antidiskriminie-
rungspolitiken aufwiesen, sorgte die Umsetzung 
der Antidiskriminierungsrichtlinien (2000 / 43 / EG 
und 2000 / 73 / EG).2

1.4.1 Richtlinie zur Rechtsstellung von 
langfristig aufenthaltsberechtigten 
Drittstaatsangehörigen 2003/109/EG

Die Richtlinie 2003 / 109/EG zum Status der lang-
fristig aufenthaltsberechtigten Drittstaatsange-
hörigen (kurz: Daueraufenthaltsrichtlinie) stellt 
einen wichtigen Schritt hin zur Regulierung der 
regulären Migration und vor allem der Integration 
dar – in der Terminologie der EU des „legalen 
Rahmens zur Aufnahme und der Bedingungen 
für den Aufenthalt für Drittstaatsangehörige“. Ter 
Steeg (2005) bezeichnet diese Richtlinie als das 
„zentrale Mittel der Integrationspolitik“, als „das 
Herzstück aller seit 1999 verabschiedeten Legisla-
tivakte“. Die Tatsache, dass es hier um die Frage 
derjenigen Rechte geht, die wir in der Europä-
ischen Union bereit sind, dem Erwerb der Staats-
angehörigkeit den Drittstaatsangehörigen, der 
den Nationalstaaten vorbehalten ist, vorgeschal-
tet zu gewähren, betrifft politisch den Kern von 
Inklusion und Exklusion.

2 Das Odysseus-Network of Academic Experts hat im Auftrag der Europäischen Kommission eine Auswertung zur Implementation dieser 
Richtlinien durchgeführt: www.ulb.ac.be/assoc/odysseus/index2.html; die Studie war mir bei Redaktionsschluss noch nicht zugänglich.
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Ziel der Richtlinie war es, den Status der lan-
ge Zeit legal in einem Mitgliedsstaat lebenden 
 Migrantinnen und Migranten dem der jeweili-
gen Staatsbürger der Mitgliedsstaaten bzw. dem 
der Unionsbürger „soweit wie möglich“ anzuglei-
chen – eine Rechtsfi gur, die in den Richtlinien 
der Europäischen Union nicht unüblich ist und 
die dem oben erwähnten Konzept der Europä-
ischen Kommission von einer „civic citizenship“ 
entspricht. Außerdem sollte diesen Menschen in-
nerhalb der gesamten Union ein harmonisierter 
Daueraufenthaltstitel in den Mitgliedsstaaten ge-
währt werden mitsamt den mit diesem Titel ver-
bundenen Rechten. Schließlich sollten diejenigen 
Bedingungen geregelt werden, unter denen dem 
Inhaber des EG-Daueraufenthaltstitels bei Weiter-
wanderung in einen anderen Mitgliedsstaat ein 
Aufenthaltsrecht einzuräumen wäre. Bis dato 
nämlich

„war die Rechtslage dadurch gekennzeichnet, 
dass – von einem kurzzeitigen Schengen-Besucher visum 
abgesehen – Aufenthaltsrechte nur für den jeweiligen 
EU-Mitgliedsstaat galten. Europäisches Recht hat sich 
lediglich insofern ausgewirkt, als sich rechtmäßig in ei-
nem Land aufhaltende Drittstaatsangehörige berech tigt 
waren, visumfrei in andere Schengenstaaten zu Be-
suchszwecken einzureisen.“ (Hailbronner 2002: 87)

Die den Einwanderern bis dato zustehenden 
Rechte kamen ihnen nicht aufgrund ihrer Dritt-
staatlichkeit zu, sondern wurden vielmehr „abge-
leitet“ aus ihrem Status als Arbeiter, als Familien-
mitglieder, Studierende oder Forscher. Das Problem 
bestand dann darin, dass diese Rechte den Ein-
wanderern nicht permanent zuerkannt wurden, 
sondern verfi elen, sobald sie diesen Status verloren 
(Atikcan 2006). Handlungsbedarf innerhalb der EU 
wurde gesehen, weil das nationale Recht der 
 Mitgliedsstaaten den Aufenthaltsstatus von Dritt-
staatsangehörigen recht unterschiedlich regelte. 

Die Grundrechtecharta, die auf dem Europä-
ischen Rat von Nizza am 7. Dezember 2000 ver-
abschiedet, aber bereits seit Juni 1999 im Konvent 
diskutiert worden war, sah nicht vor, dass die 
langfristig Aufenthaltsberechtigten die von der 
Kommission zunächst angestrebte „civic citizen-
ship“ erhielten, wohl aber Zugang zu den Rech-
ten: auf eine gute Verwaltung (Art. 41), auf Zu-
gang zu Dokumenten (Art. 41), auf Beschwerde 

beim Bürgerbeauftragten (Art. 43), sowie das Peti-
tionsrecht (Art. 44). Die Charta anerkannte auch 
die Rechte der Arbeiter aus Drittstaaten auf Ar-
beitsbedingungen, die jenen der Unionsbürger 
entsprechen (Art. 15.3), sowie auf Kündigungs-
schutz bei ungerechtfertigten Entlassungen. 

Die Richtlinie 2003/109/EG des Rates vom 
25. November 2003 betreffend die Rechtsstellung 
der langfristig aufenthaltsberechtigten Dritt-
staatsangehörigen nimmt die Auffassung des Eu-
ropäischen Rats von Tampere auf, nach der die 
Rechtsstellung von Drittstaatsangehörigen der 
Rechtsstellung von Staatsangehörigen der Mit-
gliedsstaaten möglichst weit angenähert werden 
müsse. Demnach seien rechtmäßig aufhältige 
Drittstaatsangehörige fair zu behandeln und eine 
Integrationspolitik zu entwerfen mit dem Ziel, 
diesen Rechte und Pfl ichten vergleichbar denen 
der Unionsbürger zu gewährleisten. Dies galt 
nach der Entscheidung des Europäischen Rats 
insbesondere für solche Drittstaatsangehörige, 
die sich rechtmäßig und dauerhaft in einem Mit-
gliedsstaat aufhalten (Punkt 21, Schlussfolgerun-
gen des Vorsitzes). Explizit erwähnt wurden dabei 
die Rechte auf Wohnsitznahme, auf Zugang zu 
Bildung und Arbeit sowie das Verbot der Diskri-
minierung gegenüber den Bürgern des Aufnah-
mestaates. Die Richtlinie basiert ferner auf Artikel 
63, Abs. 3 und 4 EGV (Amsterdam), nach wel-
chem festzulegen ist, unter welchen Bedingungen 
sich langfristig aufenthaltsberechtigte Drittstaats-
angehörige auch in anderen Mitgliedsstaaten auf-
halten können als demjenigen, der ihnen die 
Rechtsstellung zuerst zuerkannt hat. 

Ziel der Richtlinie war es, diesen langfristig 
Aufenthaltsberechtigten eine einheitliche Rechts-
stellung in der Union zu gewährleisten und da-
mit die Rechtsvorschriften der Mitgliedsstaaten 
zu harmonisieren. Ein Mitgliedsstaat stellt dem 
langfristig Aufenthaltsberechtigten dann eine für 
alle Mitgliedsstaaten geltende Aufenthaltsberech-
tigung-EG aus (Art. 8). Dieser Drittstaatsangehö-
rige wird dann wie ein eigener Staatsangehöriger 
in folgenden Bereichen behandelt:
– Zugang zu einer abhängigen oder unabhängi-

gen Erwerbstätigkeit sowie Beschäftigungs- und 
Arbeitsbedingungen;

– allgemeine und berufl iche Bildung;
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– Anerkennung von Prüfungszeugnissen und 
 Stipendien;

– Sozialleistungen und Krankenversicherung – 
hier können die Mitgliedsstaaten die Gleichbe-
handlung allerdings nach der Endfassung der 
Richtlinie auf die so genannten Kernleistungen 
beschränken;

– Sozialhilfe – dabei können die Mitgliedsstaaten 
jedoch ebenfalls die Gleichbehandlung auf die 
Kernleistungen beschränken;

– soziale und steuerliche Vergünstigungen, Zu-
gang zu Waren und Dienstleistungen;

– Vereinigungsfreiheit, Mitgliedschaft und Betä-
tigung in einer Gewerkschaft oder einem Ar-
beitgeberverband;

– freier Zugang zum gesamten Hoheitsgebiet des 
betreffenden Mitgliedsstaates.

Das Hauptkriterium für die Erlangung der Rechts-
stellung als langfristig Aufenthaltsberechtigter ist 
der fünfjährige ununterbrochene Aufenthalt im 
Territorium eines Mitgliedsstaats, wobei Studien- 
oder Berufsausbildungszeiten zur Hälfte ange-
rechnet werden und Aufenthaltsunterbrechun-
gen von unter sechs Monaten unschädlich sind. 
Es werden ausdrücklich diejenigen Personengrup-
pen aufgezählt, die von der Richtlinie ausgenom-
men sind, nämlich v. a. Studenten bzw. Berufs-
schüler, anerkannte Flüchtlinge und Personen, 
die den Flüchtlingsstatus beantragen, Asylbewer-
ber und Personen mit vorübergehendem oder 
subsidiärem Schutz, Saisonarbeiter und Arbeit-
nehmer, die im Rahmen der grenzüberschreiten-
den Erbringung von Dienstleistungen entsandt 
wurden (Art. 3).

Drittstaatsangehörige, denen eine Aufent-
haltsberechtigung-EG erteilt wird, sind gemäß 
Artikel 12 gegen Ausweisungsentscheidungen be-
sonders geschützt; eine solche darf nur im Falle 
einer schweren Gefahr für die öffentliche Ord-
nung oder Sicherheit verfügt werden, keinesfalls 
aber aus wirtschaftlichen Gründen. Der langfris-
tig Aufenthaltsberechtigte ist berechtigt, sich län-
ger als drei Monate in einem anderen Mitglieds-
staat aufzuhalten (Art. 14). Die Mitgliedsstaaten 
können aber die Gesamtzahl der Personen, denen 
sie ein solches Aufenthaltsrecht gewähren, dann 
begrenzen, wenn solche Rechtsvorschriften bei 
Annahme der Richtlinie bereits galten. Außerdem 

können die Mitgliedsstaaten Unionsbürger aus 
Gründen der Arbeitsmarktpolitik vorrangig be-
rücksichtigen. Um den entsprechenden Rechts-
status zu erlangen, muss der Drittstaatsangehö-
rige nachweisen, dass er für sich und seine unter-
haltsberechtigten Familienangehörigen über feste 
und regelmäßige Einkünfte sowie über eine Kran-
kenversicherung verfügt, ohne Sozialhilfeleistun-
gen in Anspruch nehmen zu müssen. Die Mit-
gliedsstaaten können von Drittstaatsangehörigen 
gemäß Art. 5 Abs. 2 verlangen, dass diese „Inte-
grationsanforderungen nach nationalem Recht“ 
erfüllen, indem sie etwa den Nachweis über aus-
reichende Sprachkenntnisse durch eine Prüfung 
oder durch die Teilnahme an einem Integrations-
kurs erbringen. Auch können die Mitgliedsstaa-
ten berücksichtigen, ob der Drittstaatsangehörige 
seine steuerlichen Pfl ichten erfüllt und Beiträge 
zur Rentenversicherung leistet. Die öffentliche 
Ordnung und die öffentliche Sicherheit können 
Gründe sein, einen Antrag auf langfristige Auf-
enthaltsberechtigung-EG abzulehnen. Den Mit-
gliedsstaaten steht außerdem die Möglichkeit of-
fen, unter günstigeren nationalen Bedingungen 
langfristige Aufenthaltsrechte zu gewähren. Da-
mit wird dann aber nicht das Freizügigkeitsrecht 
der Gemeinschaft erworben, sondern das Aufent-
haltsrecht bleibt national gebunden.

Bei den Verhandlungen über die Richtlinie 
waren insbesondere folgende Punkte strittig: die 
nachträglich in die Richtlinie „hineinverhandel-
ten“ Integrationsanforderungen (etwa: „Integra-
tionstests“ durch die Mitgliedsstaaten); die man-
gelnde Gleichstellung von langfristig aufent-
haltsberechtigten Drittstaatsangehörigen mit 
Unionsbürgern gegenüber dem ursprünglichen 
Kommissionsentwurf (KOM/2001/127 endg.), bei 
der Sozialhilfe sowie bei steuerlichen und sozia-
len Vergünstigungen, bei der extraterritorialen 
Gewährleistung sozialer Leistungen und beim 
 Zugang zu Erwerbstätigkeit, Bildung und Aus-
bildung. Hier wurden den Mitgliedsstaaten Op-
tionen für etwaige Vorbehalte gegenüber dem 
Gleichbehandlungsgrundsatz eröffnet. Die Richt-
linie weicht ferner vom ursprünglichen Kommis-
sionsentwurf ab, wo es um den Ausweisungs-
schutz geht. Ein weiterer strittiger Punkt waren 
etwaige Aufl agen von Mitgliedsstaaten bei der 
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2005). Außerdem fällt auf, dass die Rechte eine 
Vielzahl von Personen ausschließen. Während 
man für Studierende und Berufsschüler sowie 
temporäre Arbeitskräfte noch argumentieren 
könnte, dass diese selten mehr als fünf Jahre im 
Aufnahmeland verweilen, gilt dieses Argument 
für solche Personen nicht, die internationalen 
Schutz genießen. Der ursprüngliche Kommis-
sionsentwurf von 2001 hatte Flüchtlinge einge-
schlossen. Rat und Kommission einigten sich im 
Mai 2003 darauf, dass die Kommission den Status 
des „long term resident“ auf Flüchtlinge und Per-
sonen ausdehnen solle, die subsidiären Schutz3 
genießen. Die 2007 eingeführten Änderungen se-
hen dies jedoch nicht vor (Huddleston 2010).

1.4.2 Familienzusammenführung 2003/86/EG

Familienzusammenführung war in den vergan-
genen 20 Jahren eines der wichtigsten Motive für 
die Einwanderung in die Mitgliedsstaaten der Eu-
ropäischen Union – und oftmals auch die einzige 
legale Zugangsquelle zu diesen: Rund 60 Prozent 
der Zugewanderten in den EU-Ländern zogen in 
diesem Zeitraum zu ihren Angehörigen nach  und 
machen einen weiter steigenden Anteil der 
 legalen Migration aus. Die politischen Regelun-
gen trugen diesem Sachverhalt lange Zeit in allen 
Mitgliedsstaaten kaum Rechnung. Erst in jünge-
rer Zeit reagierten einige Mitgliedsstaaten mit 
(meist restriktiven) Gesetzen zum Familiennach-
zug, aber eine Politik der Gemeinschaft wurde 
erst mit Verabschiedung einer Richtlinie des Ra-
tes im September 2003 eingeleitet. Diese zählt 
 allerdings zu den am meisten umstrittenen Ins-
trumenten der gemeinsamen europäischen Inte-
grationspolitik:

Die ursprüngliche Fassung der Richtlinie zur 
Familienzusammenführung umfasste eine aktive 
Integrationspolitik und legte menschenrechtliche 

Weiterwanderung von Drittstaatsangehörigen. 
Dabei stellte sich a) die Frage, ob die Mitglieds-
staaten auch im Fall der Weiterwanderung Bedin-
gungen zur Integrationsmöglichkeit stellen dürf-
ten. In Art. 15, Abs. 3, Unterabsatz 3 wurde nun-
mehr als Kompromiss festgelegt, dass weitere 
 Integrationsvoraussetzungen dann nicht verlangt 
werden könnten, wenn bereits ursprünglich für 
die Erlangung der Rechtsstellung im ersten Mit-
gliedsstaat bestimmte Integrationsanforderungen 
erfüllt werden mussten. In solchen Fällen kann 
der zweite Mitgliedsstaat nur noch die Teilnahme 
an Sprachkursen verlangen. Es war b) umstritten, 
ob die Mitgliedsstaaten für die Zuwanderung zum 
Zweck der Erwerbstätigkeit auch bei Weiterwan-
derung bestimmte Aufl agen machen können. Au-
ßerdem wurden nachträglich Beschränkungen 
beim Arbeitsmarktzugang eingeführt. Die Mit-
gliedsstaaten können eine Arbeitsmarktprüfung 
durchführen und bei der Stellenbesetzung bzw. 
der Ausübung selbstständiger Tätigkeiten ihre 
 nationalen Verfahren weiter anwenden. Unions-
bürger und gemeinschaftsrechtlich privilegierte 
Staatsbürger (etwa Türken) sowie Drittstaatsan-
gehörige, die in einem Mitgliedsstaat Arbeitslo-
senunterstützung bekommen, können bevorzugt 
werden. Ferner wurde eine Stillstandsklausel ein-
geführt. Sie besagt, dass die Mitgliedsstaaten ihre 
bei Annahme der Richtlinie bereits bestehenden 
Quoten für die Zulassung von Drittstaatsange-
hörigen beibehalten können. 

Insgesamt lässt sich konstatieren, dass das 
Ziel einer annähernden Gleichstellung der Dritt-
staatsangehörigen nur in sehr geringem Maße 
und nur für einige wenige Lebensbereiche er-
reicht wurde. Für die allermeisten Rechte macht 
Artikel 11 den Vorbehalt, dass die Mitgliedsstaa-
ten diese einführen „können“ („may“). Verschie-
dene Menschenrechtsstandards liegen da bereits 
weitaus höher als die der Richtlinie (Halleskov 

3 Subsidiärer Schutz wird gefl üchteten Menschen gewährt, die zwar nicht die Voraussetzungen der Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) 
erfüllen, aber Flüchtlinge auf Basis der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) sind, wenn sie im Herkunftsland zu Recht 
 einen schweren Schaden zu befürchten haben, nämlich: 1. Folter, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung, Todesstrafe, 2. gra-
vierende Verletzung eines Menschenrechts (aus anderen Gründen als in der GFK genannt), 3. eine Bedrohung des Lebens, der Sicherheit 
oder der Freiheit infolge willkürlicher Gewalt aufgrund eines bewaffneten Konfl ikts oder infolge systematischer oder allgemeiner Men-
schenrechtsverletzungen (aus anderen Gründen als in der GFK genannt). Typisches Beispiel sind Flüchtlinge auf der Grundlage von 
Artikel 3 der EMRK. Demnach darf niemand Folter bzw. unmenschlicher oder erniedrigender Strafe bzw. Behandlung unterworfen wer-
den. In manchen Ländern fi nden mehr Menschen als subsidiär schutzberechtigte Flüchtlinge Aufnahme denn als Flüchtlinge im Sinne 
der GFK. (http://www.unhcr.de/aktuell/fact-sheets/subsidiaerer-schutz.html)
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Verpfl ichtungen gegenüber der Familie fest (Walter 
2003 und 2004, Schneider/Wiesbrock 2005: 66). 
Jedoch lässt sich nachweisen, dass nur ein

„äußerst geringes Maß an Harmonisierungswir-
kung erzielt werden konnte. Im Wesentlichen be-
schränkt sich die Richtlinie darauf, nur in  denjenigen 
Bereichen zwingend zu beachtende Vorgaben festzule-
gen, die den innerstaatlichen Rechtsordnungen schon 
bislang gemeinsam waren. Damit hat es die oftmals 
zitierte Einigung auf dem kleinsten gemeinsamen 
Nenner gegeben.“ (ter Steeg 2005: 373)4

Diese Einschätzung vertreten auch Groenen-
jijk u. a. (2007: 61f.) sowie die Europäische Kom-
mission selbst, die 2008 (COM 2008: 610 fi nal) 
schlussfolgerte, dass eine Reihe von Mitgliedsstaa-
ten die Richtlinie „inkorrekt“ angewandt  hätten. 
Der Harmonisierungseffekt bliebe „begrenzt“; ins-
besondere würden „Kann-Bestimmun gen“ von 
den Mitgliedsstaaten allzu weit aus gelegt, was die 
Wartezeit, das Mindestalter des Ehegatten/der 
Ehegattin, das Einkommenserfordernis und mög-
liche Integrationsmaßnahmen anginge.

Voraussetzung für die Kompetenz der Ge-
meinschaft war Art. 63 Abs. 1 Nr. 3 lit. a EGV 
(Amsterdam), der einwanderungspolitische Maß-
nahmen, die Einreise- und Aufenthaltsvorausset-
zungen sowie Aufenthaltstitel, einschließlich sol-
cher der Familienzusammenführung betrafen. 
Die Familienzusammenführung betrifft den en-
geren Bereich von „Integration“, weil die Anwe-
senheit der Familie es den Eingewanderten er-
möglicht, im Aufnahmeland Fuß zu fassen und 
am gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Leben 
teilzuhaben. So sieht es auch die Kommission: 

„Die Familienzusammenführung ist eine not-
wendige Voraussetzung dafür, dass ein Familienleben 
möglich ist und trägt zur Schaffung eines soziokultu-
rellen Umfelds bei, das die Integration Drittstaats-
angehöriger in den Mitgliedsstaaten erleichtert. Da-
durch wird der wirtschaftliche und soziale Zusam-
menhalt gefördert, der in Artikel 2 und Artikel 3 Ab-
satz 1 Buchstabe k) EG-Vertrag als grundlegendes 
Ziel der Gemeinschaft aufgeführt wird.“ (KOM/1999/ 
638 endg. Abs. 6 endg., so auch: KOM 2000/727 
endg.).

Das Gemeinschaftsrecht hatte zuvor allein 
die Stellung von solchen Drittstaatsangehörigen 
geregelt, welche Angehörige eines Unionsbürgers 
waren, der sein Recht auf Freizügigkeit ausübte. 
Ein Unionsbürger nämlich kann sich bei der Aus-
übung seines Rechts auf Freizügigkeit von seiner 
Familie begleiten oder diese nachkommen lassen, 
unabhängig davon, ob diese Unionsbürger oder 
Drittstaatsangehörige sind. Dabei ist der Fami-
lienbegriff weit angelegt: Neben Ehegatten, Kin-
dern und Enkeln unter 21 Jahren, denen Unter-
halt gewährt wird, zählen auch Eltern und Groß-
eltern, denen Unterhalt gewährt wird, zur Familie 
sowie nicht verheiratete und gleichgeschlechtliche 
Paare. Für Angehörige von Nationen, die nicht zur 
Europäischen Union gehören, bestand dieses 
Recht aber nach EU-Recht nicht grundsätzlich.

Auch in den einzelnen Mitgliedsstaaten der 
Europäischen Union gab es nicht überall ein 
Recht auf Familienzusammenführung (vgl. ECRE 
1999, SOPEMI 2000, Kofmann 2004): Es unter-
schied sich vielmehr je nach dem, welche Einheit 
jeweils unter dem Begriff der Familie verstanden 
wurde (Ehegatten, unverheiratete oder gleichge-
schlechtliche Paare, Kinder unter 18 bzw. unter 
21 Jahren, Adoptivkinder, Eltern über 65 Jahre, 
Geschwister) und welche Nachweise für die Fami-
lienzugehörigkeit verlangt wurden (etwa: DNA-
Test, Dokumente). Gesetzgebungen waren nach 
der Vorgehensweise für die Familienzusammen-
führung verschieden (Zuständigkeit beim Minis-
terium oder bei der Asylbehörde, Rolle von NGOs, 
Dauer des Verfahrens, fi nanzielle Unterstützung 
der Antragsteller oder der Angehörigen). Sie diffe-
rierten ferner nach den Rechten, die den Flücht-
lingen und Personen mit subsidiärem Schutz zu-
kamen (etwa: Konventionsfl üchtlinge, Asylbe-
werber, vorübergehender Schutz) und nach der 
Art und Weise, in welcher die Konvention von 
Dublin implementiert wurde, die die Familienzu-
sammenführung erleichtern sollte.5

Eine gemeinsame europäische Regelung soll-
te demgegenüber zumindest der Intention nach 
die Möglichkeit bieten, solche nationalen Unter-
schiede zu überwinden und gleiche Rechtssicher-

4 Speziell zu den Flüchtlingen vgl. Huddleston 2010.
5 Im Einzelnen zu den nationalen Regelungen: Schneider/Wiesbrock 2005.
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heit im gesamten EU-Raum zu gewährleisten. Die 
Gemeinschaft plante auch in diesem Bereich 
nunmehr eine annähernde Rechtsangleichung 
für Unionsbürger und Drittstaatsangehörige, die 
sich auf die Tampere-Forderung zurückführen 
lässt. Ferner kommt der Familienzusammenfüh-
rung aufgrund der mit ihr assoziierten menschen-
rechtlichen Verpfl ichtungen zum Schutz der Fa-
milie besondere Bedeutung zu (Sieveking 2001, 
Cholewinski 2001).

Die Familie steht in grundlegenden UN-
Menschenrechtskonventionen (z. B. Zivilpakt und 
Sozialpakt von 1966) wie auch in den Grund-
rechtskatalogen der meisten Mitgliedsstaaten un-
ter einem besonderen Schutz. Kinder haben ge-
mäß der UN-Kinderrechtskonvention das Recht 
darauf, mit beiden Elternteilen zusammenzule-
ben. Aber ein Menschenrecht auf Familienzusam-
menführung lässt sich offenbar nicht aus diesem 
ableiten. Arbeitsrechtliche Konventionen der ILO 
(No. 143) sowie der UN-Konvention zu den Wan-
derarbeitern (in Kraft seit 1. Juli 2003) fordern 
dennoch die Staaten dazu auf, die Familienzu-
sammenführung ihrer Arbeitsmigranten zu er-
leichtern. Auch die Europäische Menschenrechts-
konvention (EMRK) und die Europäische Grund-
rechtscharta verbriefen den Schutz des Familien-
lebens. Jedoch ist daraus laut Entscheidung des 
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte 
kein Recht auf Einreise und Aufenthalt für aus-
ländische Staatsbürger abzuleiten. Die Kommis-
sion verwies in ihrer Begründung für den Richt-
linienvorschlag explizit auf die EMRK:

„Die Maßnahmen zur Familienzusammenfüh-
rung müssen in Übereinstimmung mit der Verpfl ich-
tung zum Schutz der Familie und zur Achtung des 
Familienlebens getroffen werden, die in zahlreichen 
Instrumenten des Völkerrechts, insbesondere in der 
am 4. November 1950 in Rom unterzeichneten Euro-
päischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten verankert ist.“ (KOM 1999/ 638 
endg.).

Auf dieser Grundlage hatten bereits die meis-
ten EU-Mitgliedsstaaten entsprechende Gesetze 

erlassen6, die einerseits das Recht garantieren 
wollten, in einer Familie zu leben, andererseits 
aber zusehends weitere Zuzugsmöglichkeiten zu 
begrenzen suchten. Handlungsbedarf wurde vor 
allem von einigen Mitgliedsstaaten gesehen, die 
bereits seit Jahrzehnten Familienangehörige auf-
nehmen (Weller-Monteiro Ferreira 2003, Hau-
schild 2003). Da sich jedoch auch Binnenwande-
rungen ergeben können, ist dies ein Bereich, in 
dem durchaus ein Mehrwert in einer EU-weiten 
Regelung gesehen wurde.

Die Richtlinie legte letztlich fest, dass ein 
Drittstaatsangehöriger, der rechtmäßig in der 
Euro päischen Gemeinschaft lebt, grundsätzlich 
einen Anspruch darauf hat, dass der Aufnahme-
mitgliedsstaat den Nachzug seiner Kinder im 
Rahmen der Familienzusammenführung gestat-
tet. Dabei erlaubt sie den Mitgliedsstaaten jedoch, 
unter bestimmten Umständen nationale Rechts-
vorschriften anzuwenden, die von den Grund-
satzregelungen abweichen: Bei einem unbegleite-
ten Kind über zwölf Jahren kann der Mitglieds-
staat prüfen, ob dieses ein von seinen Rechtsvor-
schriften angelegtes Integrationskriterium erfül-
len muss. Sie können verlangen, dass sich der 
Zusammenführende bereits zwei Jahre rechtmä-
ßig im Hoheitsgebiet aufgehalten haben muss 
und dass zwischen Antrag auf Familienzusam-
menführung und dessen Stattgeben eine Warte-
frist von höchstens drei Jahren liegen muss.

Obwohl Fortschritte bei der Rechtsgleichheit 
erzielt wurden, kehrte sich im Laufe der langen 
Verhandlungen die ursprüngliche Absicht der 
 Europäischen Kommission, wie sie im ersten Ent-
wurf zum Ausdruck kam, praktisch um und ver-
wandelte sich in eine ausgesprochen restriktive 
Richtlinie. Sie fi xiert letztlich weniger die Rechte 
der bereits Eingewanderten auf einen Nachzug 
von Ehegatten und Kindern, sondern zielt auf 
eine Begrenzung und Kontrolle des Familien-
nachzugs ab. Diese Einschätzung wird allenthal-
ben geteilt: 90 Nichtregierungs-Organisationen 
und das Hohe Kommissariat für Flüchtlinge der 
Vereinten Nationen (UNHCR) übten Kritik an 

6 Familienzusammenführung wurde in die meisten nationalen Gesetzgebungen der Mitgliedsstaaten mit Ausnahme der Niederlande (1965) 
und Frankreichs (1945, 1976) in den Jahren 1980 bis 1990 eingeführt, so in Italien 1990, in Deutschland 1990 und in Spanien. Die übrigen 
Mitgliedsstaaten sahen lediglich die Zuwanderung von Arbeitskräften vor, ohne nach der Einführung des Arbeitskräftestopps Regelungen für 
den Familiennachzug zu treffen. In Frankreich und Italien bestand ein Recht auf Familienzusammenführung; vgl. Poletti 2003.
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den menschenrechtlichen Aspekten der Richt-
linie. Der Innenausschuss des Europäischen Par-
laments verlangte am 21. Oktober 2003 sogar 
Fraktionen übergreifend die Annullierung der 
Richtlinie durch den Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften. Das Parlament sah in den Be-
stimmungen einen Verstoß gegen Grundrechte, 
insbesondere das Recht auf Achtung des Familien-
lebens nach Art. 8 der Europäischen Menschen-
rechtskonvention sowie gegen das Diskriminie-
rungsverbot und erhob daher Nichtigkeitsklage.7

Explizit vom Recht auf Familiennachzug aus-
geschlossen sind Drittstaatsangehörige, die vor-
übergehenden Schutz erhalten und Asylbewerber 
(nicht konsistent mit der Richtlinie 2001/55/EG); 
allerdings gehen laut der Studie der Kommission 
(COM 2008/60 fi nal) etliche Mitgliedsstaaten 
 darüber hinaus und erlauben diesen die Fami-
lienzusammenführung; die Kommission schlägt 
nunmehr vor, das Recht auf Familienzusam-
menführung in der Qualifi kationsrichtlinie auf-
zunehmen (vgl. 1.4.5).

Worin genau lagen nun die politisch umstrit-
tenen Punkte während der vierjährigen Verhand-
lungen? Hier ging es zum einen um die vor-
handenen Rechtstraditionen der Mitgliedsstaa-
ten, zum anderen aber auch um grundsätzliche 
Erwägungen der Migrationskontrolle bzw. der 
Öffnung für neue Zuwanderer: Erstens wiesen 
manche Mitgliedsstaaten (Deutschland, Öster-
reich) im Rat der Europäischen Union die Vorstel-
lung zurück, dass es ein Recht auf Familienzu-
sammenführung überhaupt gäbe. Zweitens war 
die Defi nition dessen, wer eigentlich zur Familie 
gehöre, höchst umstritten: Sollten auch unver-
heiratete Paare darunter fallen? Wären gleichge-
schlechtliche Paare als Familie anzuerkennen? 
Wie alt sollten die Kinder höchstens sein, wenn 
sie zu ihren Eltern nachzögen? Sollte das Recht 
auf Familiennachzug auch Flüchtlingen zuste-

hen, die lediglich subsidiären Schutz genössen? 
Drittens fi el es den Mitgliedsstaaten schwer, sich 
darauf zu einigen, welche Rechte den einmal 
nachgezogenen Familienmitgliedern zukommen 
sollten: Sollten diese Zugang zum Arbeitsmarkt 
erhalten? Ab welcher Aufenthaltsdauer sollten 
die Nachgezogenen ein eigenes Aufenthaltsrecht 
unabhängig von ihrem Familienangehörigen er-
halten? Und schließlich: Wie sollten sich die EU-
Staaten vor so genannten „Scheinehen“ schüt-
zen?

Der Kommissionsentwurf hatte den Famili-
enbegriff weiter ausgelegt. Er zählte zusätzlich zur 
„Kernfamilie“ den Ehegatten und die minderjäh-
rigen Kinder inklusive nicht verheirateten Part-
nern (sofern im Mitgliedsstaat den verheirateten 
gleichgestellt) sowie auch volljährige Kinder und 
Verwandte in aufsteigender Linie, wenn „die per-
sönlichen Lebensumstände eine Trennung von 
dem Drittstaatsangehörigen, der sich rechtmäßig 
im Hoheitsgebiet eines Mitgliedsstaats aufhält, 
aus stichhaltigen, objektiven Gründen nicht zu-
lassen.“ (KOM/1999/638 endg., (10) und (11)). 
Die letztlich verabschiedete Richtlinie beschränk-
te den Familienbegriff auf den Ehepartner und 
die minderjährigen und unverheirateten Kinder, 
denen der Zuwanderer Unterhalt gewährt.

Dabei wurde v. a. auf Drängen Deutschlands 
die Möglichkeit einer Einschränkung des Nach-
zugs von Kindern über zwölf Jahren geschaffen: 
An das nachziehende Kind dürfen gesetzlich zu 
regelnde Integrationsanforderungen gestellt wer-
den, wie auch im ursprünglichen Entwurf des 
deutschen Zuwanderungsgesetzes vorgesehen. 
Außerdem wurde eine Altersgrenze für nachzie-
hende Ehepartner von mindestens 21 Jahren fest-
gelegt. Für weitere Familienangehörige (nicht-
eheliche Partner und deren Kinder) gelten Ermes-
sensrichtlinien, die sich nach den nationalen 
Rechtsvorschriften richten. Die zugezogenen Fa-

7 European Parliament v. Council, OJ C47/21, 21.2.2004; vgl. dazu: Apap/Carrera 2005. Der Europäische Gerichtshof wies die Klage ab mit 
der Begründung, der Gemeinschaftsgesetzgeber habe die von den Grundrechten vorgegebenen Grenzen nicht überschritten, indem er 
denjenigen Mitgliedsstaaten mit besonderen Rechtsvorschriften bzw. jenen, die besondere Rechtsvorschriften erlassen wollten, erlaube, 
einzelne Aspekte des Rechts auf Zusammenführung abzuwandeln. Er führte aus, dass die Aufl age eines Integrationskriteriums für nach-
ziehende Kinder von über zwölf Jahren nicht gegen das Grundrecht auf Achtung des Familienlebens, die Verpfl ichtung zur Berücksich-
tigung des Kindeswohls oder das Verbot der Diskriminierung wegen des Alters verstoße. Die in der EMRK und der EuGRCH festgelegten 
Regelungen zur Achtung des Familienlebens würden für die Mitglieder einer Familie kein subjektives Recht auf Aufnahme im Hoheitsgebiet 
eines Staates begründen und ließen sich nicht dahingehend auslegen, dass den Staaten bei der Prüfung von Anträgen auf Familien-
zusammenführung kein Ermessensspielraum verbliebe (EuGH, Urteil vom 27.6.2006).
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milienangehörigen haben grundsätzlich sofort 
Zugang zum Arbeitsmarkt und zu Bildungsein-
richtungen; diese Rechte können aber bis zu zwölf 
Monate lang vom Arbeitsmarkt abhängig ge-
macht werden. Für die nachgezogenen Familien-
mitglieder gilt ein Aufenthaltstitel befristet auf 
mindestens ein Jahr, kann aber entzogen werden, 
wenn er zur Verlängerung ansteht. Eigene, vom 
Partner unabhängige Aufenthaltssicherheit ist 
nach spätestens fünf Jahren möglich. Die Bedin-
gungen dafür und die Dauer dieses Titels richten 
sich nach dem jeweiligen nationalen Recht der 
Mitgliedsstaaten. Es wird erlaubt, die Einreise-
genehmigung für Familienangehörige unter Um-
ständen für zwei Jahre hinauszuzögern. Im Prin-
zip steht es den einzelnen Mitgliedsstaaten frei, 
jeweils günstigere Regelungen beizubehalten oder 
zu erlassen. Aber sie können nach einer bestimm-
ten Phase auch den womöglich gegenüber ihren 
nationalen Regelungen niedrigeren Status der 
Richtlinie übernehmen.

Die Kommission selbst hat 2008 angekündigt, 
eine neue Konsultation in Form eines Grünbuchs 
durchzuführen, nachdem die Richtlinie sehr nega-
tiv bewertet wurde und der Europäische Einwan-
derungspakt von 2008 erneut unterstrich, dass die 
Familienzusammenführung ein Schlüssel zur Inte-
gration sei und damit ein Bereich, in dem die Eu-
ropäische Union ihre Politik fortentwickeln solle.

1.4.3 Antidiskriminierungsrichtlinie 2000/43/EG

Instrumente zur Integrationspolitik, die trotz der 
ganz unterschiedlichen nationalen Integrations-
Paradigmen in der Europäischen Union über-
raschend rasch und reibungslos durchgesetzt 
wurden, sind die Richtlinien 2000/43/EG und 
2000/73/EG, die sich auf die Nicht-Diskriminie-
rung beziehen und von einem Aktionsprogramm 
(2000/750/EG) fl ankiert wurden. Sie reichen weit 
in das Zivilrecht sowie in das Arbeitsrecht der 
Mitgliedsstaaten hinein und erforderten sogar 
neue Institutionen wie die Einrichtung von Be-
hörden zur Überprüfung der in der Richtlinie 
festgelegten Diskriminierungstatbestände.

Die Richtlinien wurden von vielen Nicht-
Regierungsorganisationen und Wissenschaftlern 
als ein Beitrag zur Anerkennung und zum Ver-
ständnis der Verschiedenheit („diversity“) der eu-

ropäischen Bevölkerung gewertet, sie wurden in 
Brüssel in einer „Rekordzeit“ von nur 18 Monaten 
durchgesetzt, haben jedoch je nach Mitgliedsstaat 
unterschiedlich hohe Gestaltungskraft entfaltet.

Ich konzentriere mich im Folgenden auf die 
Richtlinie 2000/43/EG, die Richtlinie zur Gleich-
behandlung ohne Unterschied der „Rasse“ (sic!), 
die Aspekte behandelt, die für Migrantinnen und 
Migranten virulent werden können. Auch sie legt 
lediglich Mindestnormen fest für (vgl. Geddes/
Guiraudon 2003 und 2004, Chopin 2001, Cho-
pin/Niessen 2001, Bell 2002, Tyson 2001):
– Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbe-

handlung ohne Unterschied der „Rasse“ oder 
ethnischen Herkunft;

– Schutz gegen Diskriminierung in Beschäftigung 
und Ausbildung, Sozialschutz, sozialen Ver-
günstigungen, Mitgliedschaft und Mitwirkung 
in einer Arbeitnehmer- und Arbeitgeberorgani-
sation und Zugang zu Gütern und Dienstleis-
tungen, einschließlich von Wohnraum;

– Defi nition von unmittelbarer und mittelbarer 
Diskriminierung und Belästigung, Untersagung 
der Aufforderung zur Diskriminierung und 
Viktimisierung;

– Schaffung der Möglichkeit, positive Diskrimi-
nierungsmaßnahmen einzuleiten;

– Rechtsgewährung für Opfer von Diskriminie-
rungen, sich auf dem Gerichts- oder Verwal-
tungsweg zu beschweren, einschließlich ad-
äquater Strafen für die Urheber der Diskrimi-
nierung;

– Gewährleistung gewisser Ausnahmen vom 
Grundsatz der Gleichbehandlung (z. B. in sol-
chen Fällen, in denen eine unterschiedliche Be-
handlung aus Gründen der „Rasse“ oder ethni-
schen Herkunft eine wesentliche berufl iche 
Anforderung darstellt);

– Verteilung der Beweislast in Zivil- und Verwal-
tungsverfahren zwischen dem Beschwerdefüh-
rer und dem Beschwerdegegner, so dass „nach-
dem ein mutmaßliches Opfer Tatsachen dar-
legt, aufgrund derer eine Diskriminierung ange-
nommen werden kann, der Beschwerdegegner 
beweisen muss, dass kein Verstoß gegen den 
Grundsatz der Gleichbehandlung vorlag“; 

– Einrichtung einer Organisation zur Förderung 
der Gleichbehandlung und unabhängigen Un-
terstützung für Opfer rassistischer Diskriminie-
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rung in jedem Mitgliedsstaat. Die Mitgliedsstaa-
ten müssen Stellen benennen, deren Aufgabe es 
ist, die Verwirklichung des Gleichbehandlungs-
grundsatzes zu fördern und Diskriminierungs-
opfer zu unterstützen. Sie müssen einschlägi-
ge Untersuchungen durchführen, unabhängige 
Be richte veröffentlichen und Empfehlungen 
aussprechen.

Eine Handlungsmöglichkeit für die Etablierung 
weiterer Diskriminierungstatbestände durch die 
Europäische Union ergab sich dadurch, dass bei 
den Verhandlungen um den Vertrag von Amster-
dam der Handlungsschwerpunkt der EU im Be-
reich der Nichtdiskriminierung sich über die Be-
reiche „Staatsangehörigkeit“ und „Geschlecht“ 
hinaus ausdehnte. Artikel 13 EGV (Amsterdam) 
verlieh der Gemeinschaft neue Befugnisse bei der 
Bekämpfung der Diskriminierung. Demnach 
durfte die Gemeinschaft „Vorkehrungen treffen, 
um Diskriminierungen aus Gründen des Ge-
schlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, der 
Religion oder der Weltanschauung, einer Behin-
derung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung 
zu bekämpfen.“ Der Argumentationskreis schloss 
sich mit der (allerdings erst 2001 verabschiedeten 

und erst mit dem Vertrag von Lissabon rechtlich 
bindenden) Grundrechtecharta. 

Auch im Bereich der Antidiskriminierungs-
gesetzgebung lagen vor Verabschiedung der 
Richtlinie ganz unterschiedliche rechtliche Para-
digmen vor (Bell 2002). Eines dieser Paradigmen 
fi ndet seinen Ausdruck in der klassischen Antidis-
kriminierungsgesetzgebung, ein zweites kann un-
ter dem Begriff der equality law regimes oder 
Gleichstellungsgesetzgebung gefasst werden, bei 
dem gegebenenfalls die Möglichkeit positiver 
Diskriminierung besteht. Eine dritte Gruppe von 
Staaten verfügte über keine spezifi sche Antidiskri-
minierungsgesetzgebung. Die meisten solcher vor 
der Brüsseler Diskussion der Antidiskriminie-
rungsrichtlinien vorhandenen Gesetze waren An-
fang bis Mitte der 1990er Jahre in den Mitglieds-
staaten durchgesetzt worden. Diskriminierungs-
tatbestände sind in den meisten Ländern nicht 
nur die des Rassismus (in der Sprache der Richt-
linie „Rasse“, der ethnischen Herkunft/Hautfar-
be, sondern auch Geschlecht, Alter, sexuelle Ori-
entierung, religiöse Überzeugung, politische 
Überzeugung, nationale, soziale Abstammung, 
Gesundheitsstatus und/oder Behinderung.

Abbildung 3: 

Konvergenz und Divergenz bei der Einführung von Gleichstellungs- und 

Antidiskriminierungsgesetzen in den Mitgliedsstaaten der EU

Gleichstellungs-Gesetz-
gebung und pos. 
Diskriminierung1

Antidiskriminierungs-
gesetzgebung1

Keine spezifi sche 
Antidiskriminierungs-
gesetzgebung

Niederlande (1994) Dänemark (1996) Österreich

Irland (1999) Frankreich (-) Griechenland

Schweden (1994) Luxemburg (1997)

Großbritannien (1997) Finnland (1995)

Belgien (1994) Spanien (1995)

Italien (1998) Portugal (1999)

Deutschland (-)

Quelle: Eigene Darstellung nach Bell 2002: 149 ff. und 199 ff.

1 Jahresangaben für damalige Gesetzesinitiativen zur rassistischen oder geschlechtsspezifi schen

Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf.
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Zwar nahmen die Richtlinienentwürfe der 
Kommission durchaus Rücksicht auf die unter-
schiedlichen Traditionen der Mitgliedsstaaten. 
Jedoch waren einzelne Punkte in den Verhand-
lungen umstritten, bei denen diese verschiede-
nen Rechtstraditionen – und letztlich die dahin-
ter liegenden Paradigmen im Umgang mit Migra-
tion und Integration allgemein – immer wieder 
aufschienen. Dabei ging die Debatte inhaltlich 
nach um fünf Punkte:
– unterschiedliches Verständnis von Diskriminie-

rung, insbesondere beim Nachweis von indi-
rekter Diskriminierung. Die Hälfte der Mit-
gliedsstaaten verfügte über kein rechtlich fest-
gelegtes Konzept der indirekten, wohl aber ei-
nes der direkten Diskriminierung;

– materielle Reichweite der Diskriminierungstat-
bestände: Sollte das Verbot der Diskriminierung 
nur im Berufsleben gelten oder auf das Zivil-
recht ausgedehnt werden?

– unterschiedliche nationale Auffassungen über 
die Frage der Einbeziehung von Belästigung; 

– die Möglichkeit der Diskriminierung auf Grund-
lage der Nationalität in einigen Mitgliedsstaa-
ten; so ist etwa in einigen Mitgliedsstaaten die 
Nationalität Bedingung für den Zugang zum öf-
fentlichen Dienst; stößt dies noch auf restrik-
tive Einbürgerungsregelungen, so müssen lang-
fristig aufenthaltsberechtigte Drittstaatsange-
hörige beachtliche Diskriminierungen hinneh-
men. Die Antidiskriminierungsrichtlinie vermied 
bereits im ersten Vorschlag eine Kollision mit 
diesem Recht der Mitgliedsstaaten;

– die Aufteilung der Beweislast (vgl. Houtzager 
2006) ist für einige Mitgliedsstaaten gemäß ih-
rer Rechtstradition gleichbedeutend mit einer 
Verletzung des Prinzips der Unschuldsvermu-
tung. Jedoch bestand meist im Zusammenhang 
mit der geschlechtsspezifi schen Diskriminie-
rung oder aber im Arbeitsrecht bereits in den 
meisten Mitgliedsstaaten das geteilte Beweis-
lastprinzip oder die Umkehrung der Beweis-
last.

Vergleichen wir die einzelnen nationalen Para-
digmen mit den Vorschlägen der Kommission, so 
ist festzustellen, dass die niederländische, die iri-
sche und die britische Rechtstradition diesen Re-

gelungen am nächsten kommen. Die Durchset-
zung ausgerechnet der aus Großbritannien im-
portierten Paradigmas – hier: der Nicht-Diskrimi-
nierung – ist in der EU-Migrationspolitik erklä-
rungsbedürftig, ist doch Großbritannien weder 
Schengen-Mitgliedsstaat noch war es dem Titel IV 
des EGV in der Fassung von Amsterdam beigetre-
ten („opt out“).

Der Boden für eine gemeinsame europäische 
Regelung der Antidiskriminierung war insofern 
bereitet, als die meisten Mitgliedsstaaten bereits ei-
gene Gesetze zur Antidiskriminierung bzw. Gleich-
stellung durchgesetzt hatten. Wichtige Durchset-
zungsmomente wurden von ausgesprochen ak-
tiven, anglo-niederländisch dominierten Nicht-
regierungsorganisationen (die „Starting Line 
Group“) geschickt genutzt. Die Kommission gab 
den Vorschlag am 25. November 1999 heraus 
und brachte ihn in das Europäische Parlament 
ein, das ihn im Februar und März 2000 in den 
Ausschüssen diskutierte und im April und Mai 
2000 seine Stellungnahmen abgab. Nach Regie-
rungswechseln in Großbritannien und Frankreich 
war zum Zeitpunkt der Übergabe der Richtlinie, 
am 7. Januar 2000, der Ministerrat mehrheitlich 
sozialdemokratisch besetzt. Die portugiesische 
Ratspräsidentschaft trieb die Richtlinie voran. 
Der bedeutendste Faktor, der dazu führte, dass 
sich die Mitgliedsstaaten einverstanden erklärten, 
scheint mir die Wahl in Österreich vom Januar 
2000 zu sein, bei der die FPÖ 23,4  Prozent der 
Stimmen erzielt hatte und mit sechs von zehn 
Ministerposten in die österreichische Regierungs-
koalition eingezogen war. Der Ministerrat wollte 
eindeutig ein politisches Zeichen gegen diese 
 österreichische Regierung setzen. Anstatt sich, 
wie in der Migrations- und Integrationspolitik 
vielfach üblich, auf den „kleinsten gemeinsamen 
Nenner“ zu einigen, kam es selbst unter der Be-
dingung der Einstimmigkeit im Rat geradezu zu 
einem „levelling up“ – und somit zu einer gänz-
lich anderen Tendenz als jener, die wir für die 
Daueraufenthaltsrichtlinie und den Familien-
nachzug konstatiert hatten.

Zugleich mit der Umsetzung der beiden 
Richtlinien startete die Europäische Kommission 
für den Zeitraum 2001 bis 2006 ein Aktionspro-
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gramm, durch das diese Institution indirekt auf 
den Umsetzungsprozess in den Mitgliedsstaaten 
einwirkte. Es förderte den Austausch über Metho-
den, wie sie in den Mitgliedsstaaten bereits an-
gewandt wurden, sowie neuer Verfahren und Politi-
ken zur Bekämpfung von Diskriminierung 
(2000/750/EG). Dazu konnten Nichtregierungsor-
ganisationen und Experten konsultiert, Indikatoren 
und „benchmarks“ einzelstaatlicher Rechtsvor-
schriften entwickelt werden in den Bereichen 
Analyse und Bewertung, Entwicklung von Hand-
lungskompetenzen mit transnationalen Aktionen 
und Sensibilisierungsmaßnahmen für die Öffent-
lichkeit.

Bei weitem nicht alle Mitgliedsstaaten hat-
ten die Richtlinien im festgelegten Zeitraum bis 
Juli bzw. Dezember 2003 umgesetzt – womöglich 
kam erst bei der Implementation in den Mit-
gliedsstaaten jener Widerstand zum Ausdruck, 
der im Rat nicht artikuliert oder nicht durchge-
setzt werden konnte. Gegen diejenigen Mitglieds-
staaten, die die Frist nicht einhielten und keine 
Verlängerung beantragten, leitete die Kommissi-
on Vertragsverletzungsverfahren ein. Dies waren 
Deutschland, Österreich, Finnland, Griechen-
land, Luxemburg und, wegen der nicht vollstän-
digen Umsetzung der Richtlinie Gleichbehand-
lung in Beschäftigung und Beruf, auch Belgien 
(IP/04/97 vom 19. Juli 2004). Den Rechtssyste-
men dieser Staaten ist gemein, dass sie die Vertei-
lung bzw. Umkehr der Beweislast kaum kennen. 
In Deutschland, wo das Allgemeine Gleichbe-
handlungsgesetz nach seinem Scheitern im Bun-
desrat während der rot-grünen Bundesregierung 
(damals noch unter dem Namen „Antidiskrimi-
nierungsgesetz“) erst am 18. August 2006 in Kraft 
trat, war diese Form der Beweislast allerdings be-
reits vom Gesetz über die Gleichbehandlung von 
Männern und Frauen am Arbeitsplatz bekannt. 
Die Begründung für diese Form der Beweislast-
umkehr lautet, dass dem Kläger vielfach der Zu-
gang zu den notwendigen Dokumenten (etwa 
beim Arbeitgeber, der ihn abgelehnt hat) versagt 
bleibt. Es ist also kein Zufall, dass ausgerechnet 
diesen Mitgliedsstaaten die Umsetzung so schwer 

fällt; dennoch hatten sie im Rat bei der Verab-
schiedung seinerzeit mit darüber abgestimmt. 
Womöglich lag hier der Preis für die „fast-track“-
Methode im Verhandlungsprozess. Die Imple-
mentation in den Mitgliedsstaaten jedenfalls hat 
zu einer Vielzahl an neuen Rechtsakten in den 
Mitgliedsstaaten und einer stärkeren Konvergenz 
beim Schutz vor Antidiskriminierung geführt, 
wenngleich etliche Staaten hinterherhinken oder 
Teile der Richtlinien unzureichend umgesetzt ha-
ben (vgl. Bielefeldt/Follmar-Otto 2006, Follmar-
Otto 2006, Baer/Clausnitzer 2010).

Die Kommission beabsichtigte bereits 2004, 
die bisherigen Antidiskriminierungsrichtlinien 
stärker zu vereinheitlichen. Zwar stimmten Kom-
mission und Parlament 2008/09 einer neuen Anti-
diskriminierungsrichtlinie (KOM 2008/426 endg.) 
zu, die die geltenden Diskriminierungsmerkmale 
um die in Art. 13 EGV vorgesehenen Tatbestände 
auch außerhalb von Beschäftigung und Beruf 
noch erweitern würde um die der Religion oder 
der Weltanschauung, einer Behinderung, des Al-
ters oder der sexuellen Ausrichtung, die allerdings 
lediglich in Beschäftigung, Beruf und Berufsaus-
bildung Anwendung fi nden. Damit soll der so ge-
nannte horizontale Ansatz verwirklicht werden, 
indem das Schutzniveau europaweit für alle Dis-
kriminierungsmerkmale auf das Niveau der Richt-
linie 2000/43/EG angehoben wird; nach den bis-
herigen Richtlinien gelten für unterschiedliche 
Merkmale unterschiedliche Schutzstandards. 
Doch steht momentan nicht zu erwarten, dass 
der Rat dieser zustimmt. Deutschland hat bereits 
Bedenken angemeldet bzw. angeblich sogar mit 
einem Veto im Rat gedroht (BT-Drs. 17/102 vom 
23.3.2010, vgl. auch amnesty international Jour-
nal 2010). Die Kommission räumte der Förderung 
der Vielfalt und der Bekämpfung von Diskrimi-
nierung auch nach Abschluss der Richtlinienum-
setzung „oberste Priorität“ ein. Seit 2007 unter-
hält das Europäische Netz nationaler Gleichbe-
handlungsstellen, Equinet, ein eigenes Sekretariat 
in Brüssel, um Maßnahmen zum „mainstrea-
ming“ zu fördern.
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1.4.4 Arbeitsmarktzugang und -integration   
 (integrationsrelevante Aspekte der   
 Richtlinien für Hochqualifi zierte, Forscher,  
 Studierende und der geplanten Richtlinien  
 für Saisonarbeiter und Praktikanten;   
 Anerkennung von Berufsqualifi kationen)

Einige Richtlinien betreffen die Beschäftigungs-
politik, vor allem den (künftigen) Zugang von 
Drittstaatsangehörigen zum Arbeitsmarkt. Nach 
dem Scheitern einer 2001 vorgelegten umfassen-
den Richtlinie für den Arbeitsmarktzugang hatte 
die Europäische Kommission einen Strategischen 
Plan zur Legalen Zuwanderung (KOM/2005/669 
endg.) vorgestellt, bestehend aus einer Rahmen-
richtlinie (2003/109) zu Rechten für alle legal be-
schäftigten Drittstaatsangehörigen, Anerkennung 
von Diplomen und einem „one stop-shop“-An-
trag für eine Arbeits- und Aufenthaltsgenehmi-
gung. Ferner zählte dazu die Richtlinie für Hoch-
qualifi zierte (Blue Card), die Richtlinie für Saison-
arbeiter, für innerbetriebliche Arbeitnehmer und 
für bezahlte Auszubildende. Für Studierende und 
Forscher kamen zwei Richtlinien hinzu.

All diese Richtlinien beinhalten Teile, die 
auch die Integration dieser Arbeitnehmer betrifft. 
Jedoch bleibt die Wirtschaftsmigration, mehr 
noch als die Integration, stark nationalstaatlich 
dominiert. Der Lissabon-Vertrag macht einen 
Souveränitätsvorbehalt dort geltend, wo es dar-
um geht, „festzulegen, wie viele Drittstaatsange-
hörige aus Drittländern in ihr Hoheitsgebiet ein-
reisen dürfen, um dort als Arbeitnehmer oder 
Selbstständige Arbeit zu suchen.“ (Art. 79 (5)).

Bislang verabschiedet sind einzig die Blue 
Card (2009/50/EG), allerdings in einer gegenüber 
dem ursprünglichen Entwurf sehr abgespeckten 
Version, sowie je eine Richtlinie speziell zu den 
Forschern (2005/71/EG) und den Studierenden 
(2004/114/EG). Den Hochqualifi zierten werden 
mehr Rechte als anderen Arbeitsmigrantinnen 
und -migranten zugestanden. Dies gilt für die Fa-
milienzusammenführung bzw. den Zugang des 
Ehepartners oder der Ehepartnerin zum Arbeits-
markt; diese werden nicht davon abhängig ge-
macht, ob der Inhaber einer „Blue Card“ Aussicht 
auf ein dauerhaftes Aufenthaltsrecht hat oder 
eine Mindestaufenthaltsdauer nachweisen kann. 

Auch sieht die Blue Card die Möglichkeit vor, 
Ausnahmeregelungen in Bezug auf die oben ana-
lysierte Richtlinie 2003/86/EG betreffend das 
Recht auf Familienzusammenführung einzufüh-
ren. Auch sie schließt explizit solche Personen aus, 
die internationalen Schutz genießen oder bean-
tragt haben. Inhaber einer „Blauen Karte EU“ wer-
den in folgenden Gebieten vom jeweiligen Mit-
gliedsstaat wie eigene Staatsangehörige behandelt:
– Arbeitsbedingungen; 
– Vereinigungsfreiheit, Betätigung in Gewerk-

schaft, Arbeitgeberverband oder Berufsgruppen 
und Inanspruchnahme von Leistungen, die 
von diesen Gruppen angeboten werden;

– allgemeine und berufl iche Bildung;
– Anerkennung von Diplomen, Prüfungszeugnis-

sen und Berufsqualifi kationen;
– soziale Sicherheit;
– Zahlung der mit dem Einkommen erworbenen 

Altersrenten, auch bei Umzug in einen Dritt-
staat;

– Zugang zu Waren, Dienstleistungen für die Öf-
fentlichkeit inklusive Wohnraum, Information 
und Beratung durch die Arbeitsämter;

– freier Zugang zum gesamten Hoheitsgebiet des 
Mitgliedsstaates.

Eine 2007 vorgelegte Richtlinie schlägt vor, allen 
Drittstaatsangehörigen, die in der EU legal ar-
beiten, dieselben Rechte zu gewähren (KOM 
2007/637 endg.); sie ist jedoch bislang nicht ver-
abschiedet worden; es steht zu vermuten, dass da-
für der politische Wille fehlt (vgl. Socialwatch 
Memo/07/422, 23 October 2007, Flamigni/Plaete-
voet 2009, European Social Watch Report 2009).

„Beschäftigung“ ist sicherlich ein Schlüssel-
moment von „Integration“. Dies wird auch im 
Stockholm-Programm eigens betont. Da es sich 
im Bereich der Beschäftigung jedoch ebenfalls 
um ein hoch souveränitätslastiges, stark von den 
Mitgliedsstaaten dominiertes Feld handelt, sind 
die gesetzgeberischen Kompetenzen der Europäi-
schen Union hier sehr begrenzt. Solange nicht 
einmal über den Arbeitsmarktzugang Einigkeit 
im Rat zu erzielen ist, stehen die Maßnahmen zur 
Integration, ganz im Gegensatz zu den von der 
Kommission ursprünglich propagierten Zielen 
optimaler Integrationsbedingungen für angewor-
bene Arbeitnehmer und Unternehmer, hintan. 
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Die Richtlinie 2005/36/EG legt fest, dass in einem 
einzigen Rechtsakt ein System zur Anerkennung 
von Berufsqualifi kationen festgelegt wird – ein 
weiterer Akt mit Blick auf die Integration von 
 bereits in den Mitgliedsstaaten lebenden Dritt-
staatsangehörigen.

1.4.5  Neuer Entwurf der Qualifi kationsrichtlinie 
2004/83/EG (integrationsrelevante 

 Aspekte für Flüchtlinge/Asylbewerber/
Personen, die subsidiären Schutz 

 genießen): „Recast Proposal“ 2009

Im Bereich des Asyl- und Flüchtlingsrechts beste-
hen einige Richtlinien, die sich auf den Zugang 
von Asylsuchenden in die EU beziehen (2003/9/
EG), die Asylverfahren regeln (2005/85/EG) und 
vor allem die Verpfl ichtungen der Mitgliedsstaa-
ten gegenüber Flüchtlingen und Personen mit 
subsidiärem Schutz betreffen (2004/83/EG). Die 
Länge eines Asylverfahrens und die dem Asylbe-
werber währenddessen zustehenden Rechte, die 
Bedingungen der Aufnahme und die Rechte, die 
mit einem Status als Flüchtling, anerkannten 
Asylbewerbers oder einer Person, die subsidiären 
Schutz genießt, verbunden sind, bedingen die 
 jeweiligen Integrationsmöglichkeiten oder -bar-
rieren entscheidend mit. Diese Richtlinien sollen 
im Rahmen der bis 2012 anstehenden „zweiten 
Phase“ des Europäischen Asylsystems neu bear-
beitet werden, nachdem die Kommission in ih-
rem 2008 Policy Plan on Asylum die unterschied-
lichen Schutzniveaus in den Einzelstaaten kri-
tisiert und der Europäische Einwanderungspakt 
von 2008 unterstrichen hatte, dass das Euro-
päische Asylsystem ein höheres Schutzniveau ga-
rantieren solle. 

Vor allem für die zuletzt genannte, umstrit-
tene „Qualifi kationsrichtlinie“ liegt derzeit ein 
neuer Vorschlag8 vor (Mindestnormen für die An-
erkennung und den Status von Drittstaatsange-
hörigen oder Staatenlosen als Flüchtlinge oder als 
Personen, die anderweitig internationalen Schutz 
benötigen, und über den Inhalt des zu gewähren-

den Schutzes). Diese Richtlinie war seinerzeit das 
erste rechtlich bindende Element in der EU, das 
den Individuen ein subjektives Recht verlieh, ei-
nen Schutzstatus zu erhalten, der nicht nur ein 
Recht auf Niederlassung beinhaltete, sondern 
auch eine Reihe sozialer Rechte (Einheit der Fa-
milie, Wohnberechtigung, Reisedokumente, Zu-
gang zu Beschäftigung, Bildung, soziale Sicher-
heit, Gesundheit, Unterbringung, Bewegungsfrei-
heit, Integrationsförderung). Für manche Mit-
gliedsstaaten war dies in der Tat ein Fortschritt, 
was z.B. nicht-staatliche Verfolgungsgründe anging 
oder auch die Einführung von subsidiärem Schutz. 
Jedoch war es möglich, zwischen Standards für 
Flüchtlinge und solchen für Personen zu unter-
scheiden, die lediglich subsidiären Schutz genossen, 
sofern dies die Mitgliedsstaaten beschlossen.

Der neue Vorschlag der Europäischen Kom-
mission weitet den Familienbegriff aus, konkreti-
siert Konzepte wie die innerstaatliche Fluchtalter-
native im Herkunftsland, erweitert die Verfol-
gungsgründe, bezieht Gender-Aspekte mit ein. 
Vor allem aber hebt er die Standards für die Sozi-
alrechte von Schutzbedürftigen an, die subsidiä-
ren Schutz genießen: Sie erhalten nach dem neu-
en Entwurf der Europäischen Kommission min-
destens drei Jahre Schutz, wie Flüchtlinge; sie er-
halten Reisefreiheit, Zugang zum Arbeitsmarkt, 
zu sozialer Unterstützung und Gesundheitsver-
sorgung ebenso wie zu Integrationsprogrammen. 
Diese Veränderungen entsprechen dem Nicht-
Diskriminierungsprinzip, wie es vom Europäi-
schen Gerichtshof für Menschenrechte interpre-
tiert wurde. Allerdings bleibt offen, inwiefern die 
Mitgliedsstaaten mit ihren unterschiedlichen In-
klusionsniveaus im Bereich sozialer Sicherung be-
reit sind, diesen Vorschlag im Rat mitzutragen.

1.4.6 Fazit zur Kohärenz und Kompetenz der 
rechtlich bindenden Regelungen

Wie zu sehen war, haben die rechtlichen Rege-
lungen sich bei der Richtlinie zur Rechtsstellung 
von langfristig aufenthaltsberechtigten Dritt-

8 European Commission, Proposal for a Directive of the European Parliament and of the Council on minimum standards for the qualifi -
cation and status of third country nationals or stateless persons as benefi ciaries of international protection and the content of the pro-
tection granted (Recast), COM (2009) 551 fi nal/2, 23.10.2009 (“Recast Proposal”). Zum folgenden Kommentar siehe ECRE 2010.
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staatsangehörigen 2003/109/EG, und der Richtli-
nie zur Familienzusammenführung 2003/86/EG 
eher auf einen kleinen gemeinsamen Nenner 
festgelegt, wohingegen die Antidiskriminierungs-
richtlinie gemeinsame Regelungen auf einem 
 relativ hohen Niveau bis hin zur Notwendigkeit 
eigens zu schaffender Institutionen etablierten. 
Dass dies gelang, war jedoch einer außergewöhn-
lichen politischen Situation geschuldet (Haider-
Wahlen, mehrheitlich sozialdemokratische Zu-
sammensetzung des Rates).

Inhaltlich tut sich folgendes Paradoxon auf: 
Die Integration von Migrantinnen und Migran-
ten, ursprünglich von der Kommission konzeptio-
nalisiert als ein positiver Beitrag zur sozialen In-
klusion, Nicht-Diskriminierung und dem Zugang 
zu politischen, wirtschaftlichen, kulturellen und 
sozialen Rechten, wurde unterminiert durch Poli-
tiken, die einem solchen Zugang eher Barrieren 
vorschalteten. In die ursprünglich liberal kon-
zipierten EU-Richtlinien wurden Zugangsbedin-
gungen hineinverhandelt, die den Mitgliedsstaa-
ten die Möglichkeit eröffneten, die Gewährung 
von Rechten an die Zugehörigkeit zu bestimmten 
Personengruppen zu koppeln, an soziale und 
wirtschaftliche Voraussetzungen, an die Teilnah-
me an Kursen und Tests (so genannte „civic inte-
gration programmes“), wie sie sich in den Mit-
gliedsstaaten in den vergangenen Jahren in im-
mer höherer Konvergenz durchgesetzt haben. 
Diese Programme verlangen für eine Teilhabe an 
sozialer Sicherheit und Beschäftigung bzw. für 
ihre politische Partizipation den Einwanderern 
ab, die jeweilige Sprache des Mitgliedsstaates zu 
verstehen, unter Beweis zu stellen, dass sie sich 
mit den Werten des Mitgliedsstaates identifi zie-
ren und über Landeskenntnisse verfügen. 

Der Zuwachs an „europäischen“ Kompeten-
zen beim Design einer gemeinsamen Integra-
tionspolitik wurde von einigen Mitgliedsstaaten 
(Deutschland, Dänemark, Frankreich, den Nie-
derlanden, Österreich) in den Verhandlungen ge-
nutzt, um die eigenen Vorstellungen von „Inte-
gration“ durchzusetzen. Damit unterminierten 
sie die Kohärenz eines „EU-Ansatzes“ von „Inte-
gration“, wie ihn die Kommission zunächst ver-
treten hatte, und stellten damit ihre Legitimität 
ein Stück weit in Frage (Carrera/Wiesbrock 2009). 

Eine Aufl ösung dieses Dilemmas ist derzeit nicht 
in Sicht, da die Tendenz zu einer weiteren Durch-
setzung von „civic integration programmes“ 
noch durch die Gemeinsamen Grundprinzipien 
und ihre Umsetzung unterstützt wird, wie sie sich 
durch das „Soft law“ hindurchziehen (vgl. Kapi-
tel 2.2). Auf der anderen Seite erklärt die Euro-
päische Union im Vertrag über die Europäische 
Union in der Fassung von Lissabon, die Werte, 
auf die sich die Union gründet, seien „die Ach-
tung der Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, 
Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung 
der Menschenrechte einschließlich der Rechte 
der Personen, die Minderheiten angehören. Diese 
Werte sind allen Mitgliedsstaaten in einer Gesell-
schaft gemeinsam, die sich durch Pluralismus, 
Nichtdiskriminierung, Toleranz, Gerechtigkeit, 
Solidarität und die Gleichheit von Frauen und 
Männern auszeichnet.“ Ebenso heben der Euro-
päische Einwanderungs- und Asylpakt von 2008 
und das Stockholm-Programm den Respekt der 
Menschenrechte hervor.

Wenngleich sich dieses Dilemma nicht im 
Grundsatz aufheben wird, sehe ich im Inkraft-
treten der Grundrechtecharta doch eine Chance, 
um zumindest der unterschiedlichen Behandlung 
verschiedener Gruppen entgegenzuwirken, wenn 
es darum geht, dass die oben analysierten Richt-
linien reformiert und vereinheitlicht werden sol-
len. Zwar wird von Seiten der EU-Organe zumeist 
auf die Notwendigkeit der Integration von Wirt-
schaftsmigrantinnen und -migranten verwiesen 
mit dem Ziel, die Wettbewerbsfähigkeit der EU zu 
erhöhen. Misst man jedoch die EU auch an ihren 
Werten, an ihrem Bekenntnis zu den Grundrech-
ten und an den oben geschilderten Aussagen zur 
Integration (vgl. Kapitel 1.2 und 1.3), so wird 
deutlich, dass nicht allein diejenigen, die aus – 
legitimen – Wettbewerbsgründen angeworben 
wurden und werden, gute Integrationsbedingun-
gen vorfi nden müssen. Sicherlich auch aus Grün-
den des Wettbewerbs, aber vor allem auch aus 
Gründen des sozialen Zusammenhaltes ist es not-
wendig, jene zu integrieren, die auf dem Flucht- 
oder Asylweg zu uns gekommen sind und die 
subsidiären Schutz genießen. Die Neuaufl age der 
entsprechenden Richtlinien durch die derzeit 
laufende Zweite Phase des Europäischen Asylsys-
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tems, insbesondere durch die Qualifi kationsricht-
linie und den für die Asylverfahrensrichtlinie 
vorgesehenen Zugang zur Beschäftigung für Asyl-
bewerber bietet in dieser Hinsicht eine Chance. 
Bei der Flüchtlings- und Asylpolitik handelt es 
sich außerdem um ein Gebiet, für das der Lissa-
bon-Vertrag eine Kompetenz der Gemeinschaft 
und das ordentliche Gesetzgebungsverfahren 
vorsieht, so dass eine Mitwirkung über den Rat 
der Europäischen Union hinaus durch das Euro-
päische Parlament garantiert ist.

Von den Rechten Drittstaatsangehöriger 
nach der entsprechenden Richtlinie noch explizit 
ausgenommen sind neben den Personen, die in-
ternationalen Schutz beantragen oder genießen, 
auch Studierende bzw. Berufsschüler, Saisonar-
beiter und Arbeitnehmer, die im Rahmen der 
grenzüberschreitenden Erbringung von Dienst-
leistungen entsandt wurden. Überhaupt nicht 
 abgedeckt sind die Rechte irregulärer Einwan-
derer – eine Gruppe, für die dringender Hand-
lungsbedarf besteht, der freilich vom Justiz- und 
Innenressort nicht wahrzunehmen ist, weil der 
Lissabon-Vertrag dessen Auftrag auf legal aufhäl-
tige Drittstaatsangehörige beschränkt.

Mit Blick auf die Gleichbehandlung von 
Drittstaatsangehörigen und ihrer zumindest an-
nähernden Gleichstellung mit den Unionsbürge-
rinnen und -bürgern ist der von der Europäischen 
Kommission ursprünglich verfolgte Gedanke 
 einer „civic citizenship“ es wert, wieder aufge-
nommen zu werden. Diese befähigt die Einwan-
derer, Rechte – auch das kommunale Wahlrecht 
– wahrzunehmen, die sie den eigenen (EU-)Bür-
gerinnen und -Bürgern möglichst gleich stellt. 
Unter Berufung auf die Grundrechtecharta und 
ihren prinzipiell universalistischen Gehalt wäre 
es möglich, dieses Konzept wieder aufzunehmen 
und zu konkretisieren – schließlich fungierte die 
Charta, wie oben gezeigt, schon für die ursprüng-
liche Fassung der Richtlinien als Diskursanker. 
Ein rechtebasierter Ansatz, nach dem den Dritt-
staatsangehörigen Rechte nicht aufgrund ihrer 
Arbeit oder ihres Status’ als Familienangehörige 
zuerkannt werden, sondern vielmehr aufgrund 
 ihres Menschseins – so, wie er in den Tampere-
Schlussfolgerungen bereits vor mehr als einer Deka-
de fi xiert wurde, – könnte hier erneut ansetzen. Da 

die Grundrechtecharta Diskriminierung zugleich 
verbietet, sehe ich in der Rechtsgleichheit und Ge-
währleistung des Zugangs zu wirtschaftlichen, so-
zialen und politischen Rechten eine neue Möglich-
keit, die Rechte der Drittstaatsangehörigen erneut 
auf die politische Agenda zu bringen. Auch die Tat-
sache, dass wir auf der Kommissionsebene nun eine 
eigene Kommissarin für Grundrechte haben, mag 
in diesem Falle positiv für eine solche Initiative 
 wirken.

Will man so weit nicht gehen, so fi nden sich 
in der Literatur Überbrückungsmöglichkeiten wie 
etwa über eine von Collett (2009: 52) vorgeschla-
gene „Charter on Basic Rights for Migrants“, die 
die Rechte von Drittstaatsangehörigen – inklusi-
ve solcher für irreguläre Migrantinnen und Mi-
granten – festlegen würde wie das Recht auf Ge-
sundheit, Bildung, Zugang zum Justizsystem und 
über die Frage, wie sich die Nutzung dieser Rechte 
in der Praxis ausnehmen sollte.

Auf der Ebene der Integration in den Beschäf-
tigungsbereich ist die europäische „Blue Card“ 
weit hinter dem erstrebten Ziel zurückgeblieben, 
und die Richtlinien für Saisonarbeiter, Praktikan-
ten und innerbetriebliche Arbeitnehmer sind 
 bislang nicht verabschiedet worden. Zwar hat die 
Wirtschaftskrise die Zahl der Zuwanderer (vor-
übergehend) reduziert und sind Migrantinnen 
und Migranten unter den am meisten betroffe-
nen Gruppen (vgl. COM/2010/210: 9), doch wird 
im Rahmen der Europe 2020-Strategie weiterhin 
großer Wert auf Arbeitsmigration als Teil der lang-
fristigen „replacement migration“ gelegt.

Da es sich hierbei zumindest im Prinzip um 
zeitlich befristete Zuwanderung handelt, die ver-
schiedentlich auch als „Mobilität“ bezeichnet 
wird, stellt sich jedoch die Frage, ob Integrations-
maßnahmen für diese temporären Migrantinnen 
und Migranten nicht grundsätzlich anders gear-
tet sein müssen als solche, die sich – wie bislang 
alle Integrationsmaßnahmen – einseitig auf die 
dauerhafte Einwanderung richten. In diese Rich-
tung gehen die seit 2005 im Rahmen des „Global 
Approach to Migration“ von der Kommission 
entwickelten Konzepte der zirkulären Migration. 
Noch wenig politisch diskutiert, geschweige denn 
rechtlich fi xiert ist die Frage, ob dieses relativ 
neue und als „triple-win“-Situation vermarktete 
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Konzept auch eine Art temporärer Integration in 
die Aufnahmegesellschaften erfordert bzw. der 
Entwicklung neuer Integrationsangebote von Sei-
ten der EU-Staaten bedarf. Im Zusammenhang 
temporärer und permanenter Integration könnte 
ein neues Feld der Integrationspolitik entstehen, 
für das es sich lohnt, Konzepte zu erarbeiten.

Was die Umsetzung der bereits existierenden, 
der zu reformierenden oder neu entwickelten 
Richtlinien in nationales Recht angeht, hat sich 
eine Tendenz zum „Rosinenpicken“ herauskris-
tallisiert. Eine wirkliche Harmonisierung der In-
tegrationspolitiken über rechtliche Regelungen 
also blieb vielfach hinter dem anvisierten Niveau 
zurück. Nichts spricht freilich im Prinzip dage-
gen, europäische „Mindestnormen“ auf natio-
naler Ebene auch zu überschreiten und damit 
„best practices“ zu setzen, mit denen sich dann 

auf europäischer Ebene auch punkten ließe. Hier 
wäre auf nationaler Ebene darauf zu drängen, 
dass (etwaige reformierte) Richtlinien im Bereich 
der Integration eben nicht nach dem Text des 
kleinsten gemeinsamen Nenners, sondern viel-
mehr nach den national formulierten Integra-
tionszielen umgesetzt werden.

In institutioneller Hinsicht stellt sich, wie 
auch in anderen Bereichen der Migrationspolitik, 
die Frage nach der Zuständigkeit der einzelnen 
Generaldirektionen. Traditionell in dem – nun 
noch einmal aufgesplitteten – Ressort für Justiz 
und Inneres (Freiheit, Sicherheit und Recht), be-
rühren doch viele Aspekte die Integration in die 
Arbeitsmärkte, Fragen der kulturellen und der 
 sozialen Integration, die in anderen Generaldi-
rektionen angesiedelt sind.
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Ausgehend von einer speziellen Version der Offe-
nen Methode der Koordinierung (KOM/2001/387) 
zur Integration von Drittstaatsangehörigen, die 
von der Generaldirektion Justiz, Freiheit und Si-
cherheit koordiniert wird, können die Mitglieds-
staaten zusätzlich zu der gesetzlichen Koopera-
tion gemeinsame Prioritäten setzen. Der formale 
Unterschied zur Offenen Methode der Koordinie-
rung, die zur allmählichen Annäherung der Be-
schäftigungs- und Sozialpolitiken eingeführt wor-
den war, besteht darin, dass der EU-Rahmen zur 
Integration offi ziell nicht auf eine langfristige ju-
ristische Harmonisierung setzt, wie dies ja auch 
der Vertrag von Lissabon in Artikel 79 (4) bestä-
tigt hat; entsprechend sind die formalen Kompe-
tenzen der Kommission weniger strikt fi xiert, und 
die Mitgliedsstaaten müssen keine Nationalen 
Aktionspläne präsentieren.

Aufbauend auf die Gemeinsamen Grund-
prinzipien des Rates (Kapitel 2.1) unterbreitete 
2005 die Europäische Kommission eine Gemein-
same Integrationsagenda (KOM 2005/389), deren 
Nachfolgerin in der Zweiten Europäischen Agen-
da für Integration derzeit in der Entwicklung be-
griffen ist (COM/2010/214, Malmström 2010). 
Auf dieser Grundlage hat die Europäische Kom-
mission in den letzten fünf Jahren Standards für 
die Integration in Form von Handbüchern und 
„best practices“ entwickelt, Fonds für Integration 
durchgesetzt und den Austausch zwischen den 
Mitgliedsstaaten unter Beteiligung der Zivilgesell-
schaft in Form des European Integration Forums 
und des Internetportals „Integration Portal“ 2009 
(http://ec.europa.eu/ewsi/de/) gefördert. Sie hat 

ferner drei Handbücher für Entscheidungsträger 
und Praktiker herausgegeben. Nationale Kontakt-
stellen wurden eingerichtet, die über ein Netz-
werk miteinander verknüpft sind. Mit ihren Aus-
tauschprogrammen für „policy-makers“ aus den 
Mitgliedsstaaten über die Nationalen Kontakt-
stellen umgeht die Kommission gezielt die oft 
überpolitisierten Debatten in den Mitgliedsstaa-
ten und kann praktische Konsequenzen für Inte-
grationsprobleme befördern, die einander ja tat-
sächlich in vielen Mitgliedsstaaten ähneln. Aus-
tauschprozesse dienen der Vertrauensbildung 
und der Entwicklung einer gemeinsamen Spra-
che, und sie können schließlich auch in einer 
 Annäherung der „policies“ resultieren.

Auch in der Beschäftigungspolitik bestehen 
über das engere Feld der Integrationspolitik als 
Teil der Innen- und Justizpolitik hinaus eine gan-
ze Reihe von Maßnahmen und Finanzierungs-
möglichkeiten, die der Integration von Migran-
tinnen und Migranten zugedacht sind. Besonde-
res Augenmerk wird darauf gelegt, die Unterschie-
de bei der Arbeitslosigkeit von EU-Bürgerinnen 
und -Bürgern und von Drittstaatsangehörigen zu 
verringern. Der Rat hat dazu länderspezifi sche 
Empfehlungen ausgesprochen, unter denen die 
meisten direkt auf die Einwanderer eingehen, 
und entsprechende Finanzierungsinstrumente 
aufgelegt (siehe Kap. 2.3).

Es wird immer deutlicher, dass dieser durch 
die Kommission geförderte Austausch tatsächlich 
zu einer stärkeren Konvergenz der nationalen 
 Politiken führt.9 Zu einer solchen Konvergenz tra-
gen auch die Initiativen der Minister im Rat und 

2. „Soft law“: Koordinierung der mitgliedsstaatlichen Politiken 

 auf EU-Ebene

9 Die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 2010: 8; siehe auch KOM/2007/512 endg. Im Annex zu 
diesem Dokument werden als „Summary Report on Integration Policies in the EU-27“ die Berichte der Nationalen Kontaktstellen ausge-
wertet und die eingeschlagenen Politiken aufgezählt. 
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die jährlichen Ministertreffen zu Integrationsthe-
men bei. Vorbereitet durch den regelmäßigen 
Austausch durch die Nationalen Kontaktstellen 
für Integration („National Contact Points on In-
tegration“, NCPIs) und die Kommission, legen sie 
die Prioritäten für die jeweils nächsten Koopera-
tionsmechanismen fest. Auch diese Prioritäten 
sind im Vergleich zu den oben vorgestellten Kon-
zepten nicht rechtlich bindend. Was ihren Inte-
grationsbegriff und die von ihnen ausgehenden 
Handlungsoptionen angeht, sind sie nicht eben 
umfassend, aber sie können und wollen dazu bei-
tragen, die Mitgliedsstaaten zu eigenen Initiati-
ven im Integrationsbereich anzuregen und dabei 
jeweils neue Schwerpunkte setzen. 

Von Seiten der Ratspräsidentschaften wirkt die 
Festlegung von Prioritäten für gemeinsames Han-
deln während der letzten französischen oder die 
Aufstellung von Integrationskriterien der letzten 
schwedischen Ratspräsidentschaft als „agenda- 
setter“, welche die Integrationspolitik vorantrei-
ben. 

Angesichts mangelnder legislativer Kompe-
tenzen im engeren Bereich der Integrationspoli-
tik steht zu erwarten, dass die supranationalen 
Organe der EU diese Rolle als Benchmarker und 
Monitoring-Instanz künftig ganz sicher ausbauen 
werden. Das Problem, das sich hier auftut, ist 
 einerseits der Flickenteppich an unterschiedli-
chen Maßnahmen, die jeweils zusammengeführt 
werden müssen, andererseits aber auch eines der 
demokratischen Legitimation. Immerhin sind 
das Europäische Parlament und der Rat jedoch an 
der Entscheidung über unterstützende Maßnah-
men, Finanzierungen und Programme durchaus 
beteiligt, wie der Vertrag von Lissabon (vgl. Kapi-
tel 1) vorsieht. Allerdings hat das Europäische 
Parlament sich innerhalb dieses Prozesses bisher 
als „schwach“, beinahe „nicht-existent“ erwiesen 
(Carrera 2009: 114 sowie Abb. 4). Zu Aspekten der 
Integration äußern sich regelmäßig auch der 
 Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss so-
wie der Ausschuss der Regionen.

2.1 Der Rahmen: Gemeinsame 
 Grundprinzipien (GGP) für eine 

Zuwanderungspolitik der EU des 
Rates der Europäischen Union 

 und jährliche Ratstreffen

Die Innen- und Justiz- bzw. Integrationsminister 
stellten am 19. November 2004 in Brüssel elf Ge-
meinsame Grundprinzipien für die Integration 
auf (Pressemitteilung No. 14615/04). Der Inten-
tion nach sollen diese dazu dienen, „einen kohä-
renten europäischen Rahmen für die Integration 
von Drittstaatsangehörigen zu schaffen“. Sie sol-
len die Mitgliedsstaaten bei der Formulierung der 
Integrationspolitik unterstützen, den Mitglieds-
staaten als Grundlage dienen um auszuloten, wie 
die politischen Ebenen (EU, nationale, regionale, 
lokale) zusammenarbeiten können, und dem Rat 
dabei helfen, über EU-Mechanismen und -politi-
ken nachzudenken und sich schließlich auch auf 
Maßnahmen zur Unterstützung der nationalen 
und lokalen Integrationsanstrengungen zu eini-
gen, insbesondere durch EU-weites Lernen und 
Wissensteilhabe.

Die Gemeinsamen Grundprinzipien wurden 
von Regierungsvertretern im Rat allein ohne 
 Beteiligung der EU-Organe und unter geringer 
Beteiligung von „Stakeholdern“ entwickelt. Sie sind 
juristisch nicht bindend für die Mitgliedsstaaten 
und gelten im Prinzip als „Soft law“, haben aber mit 
ihrem Bezug auf die europäischen Werte eine be-
achtliche politische Bindungswirkung entwickelt, 
auch, weil in allen unten aufgeführten Maßnah-
men immer wieder auf sie verwiesen wird. Zusam-
menfassend lassen sie sich wie folgt darstellen:
– Die Eingliederung ist ein dynamischer, in beide 

Richtungen gehender Prozess des gegenseitigen 
Entgegenkommens aller Einwanderer und aller 
in den Mitgliedsstaaten ansässigen Personen 
(kritisch: Joppke 2007).

– Die Eingliederung erfordert die Achtung der 
Grundwerte der Europäischen Union.

– Die Beschäftigung ist eine wesentliche Kom-
ponente des Eingliederungsprozesses und ist 
für die Teilhabe von Einwanderern, für ihren 
Beitrag zur Gestaltung der Aufnahmegesell-
schaft und für die Verdeutlichung dieses Bei-
trags von zentraler Bedeutung.
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– Grundkenntnisse der Sprache, Geschichte und 
Institutionen der Aufnahmegesellschaft sind 
eine notwendige Voraussetzung für die Einglie-
derung; Einwanderer können nur dann erfolg-
reich integriert werden, wenn sie die Möglichkeit 
erhalten, diese Grundkenntnisse zu erwerben.

– Im Bildungswesen müssen Anstrengungen un-
ternommen werden, um Einwanderer und vor 
allem auch deren Nachkommen zu einer erfolg-
reicheren und aktiveren Teilhabe an der Gesell-
schaft zu befähigen.

– Entscheidende Voraussetzung für eine bessere 
Integration ist, dass Einwanderer zu denselben 
Bedingungen wie Einheimische gleichberech-
tigt Zugang zu den Institutionen sowie zu öf-
fentlichen und privaten Gütern und Dienstleis-
tungen erhalten.

– Ein wichtiger Integrationsmechanismus sind 
häufi ge Begegnungen zwischen Einwanderern 
und Bürgern der Mitgliedsstaaten. Diese kön-
nen durch gemeinsame Foren, durch interkul-
turellen Dialog, durch Aufklärung über die Ein-
wanderer und ihre Kultur sowie durch integra-
tionsfreundliche Lebensbedingungen in den 
Städten gefördert werden.

– Die Europäische Grundrechtecharta garantiert 
die Achtung der Vielfalt der Kulturen und das 
Recht auf freie Religionsausübung, sofern dem 
nicht andere unverletzliche europäische Rechte 
oder einzelstaatliches Recht entgegenstehen.

– Durch die Beteiligung von Einwanderern am 
demokratischen Prozess und an der Konzipie-
rung integrationspolitischer Maßnahmen, ins-
besondere auf lokaler Ebene, wird ihre Integra-
tion unterstützt.

– Die Einbeziehung von Integrationsmaßnahmen 
in alle wichtigen politischen Ressorts und auf 
allen Ebenen der öffentlichen Verwaltung und 
der öffentlichen Dienste ist ein wichtiger Ge-
sichtspunkt bei der Gestaltung und der Durch-
führung der jeweiligen Politik.

– Es bedarf klarer Ziele, Indikatoren und Evaluie-
rungsmechanismen, damit die Maßnahmen 
angepasst, die Integrationsfortschritte bewertet 
und die Informationsfl üsse effi zienter gestaltet 
werden können.

Carrera  hat den „zweiseitigen“ Zugang wie als 
eher „einseitig“ kritisiert, weil er den Schwer-
punkt auf die Integrationspfl ichten eher als auf 
die -rechte der Einwanderer legt. 

Abbildung 4: 

Zweigleisiger Zugang zur Integration

Pfl ichten der Einwanderer Pfl ichten der 
 Aufnahmegesellschaft

Rechte der Einwanderer

GGP2: Respekt der 
EU-Grundwerte

GGP4.2: Zugang zu Wissen 
über Sprache, Geschichte und 
Institutionen der Aufnahme-
gesellschaft ermöglichen

GGP3: Beschäftigung

GGP4.1: Grundkenntnisse der 
Sprache, Geschichte und 
Institutionen der Aufnahme-
gesellschaft

GGP5: Zugang zu Bildung

GGP5: Bildungsanstrengungen GGP6: Gleichbehandlung 
und Nicht-Diskriminierung

GGP8.2: Ausübung verschie-
dener Kulturen und Religionen, 
solange diese nicht mit natio-
nalem Gesetz konfl igieren

GGP8.1: Ausübung 
verschiedener Kulturen 
und Religionen

Quelle: nach Carrera 2009: 81.
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Die GGP fi nden auch ihren Niederschlag und 
ihre Ausgestaltung in den Treffen der für die Inte-
gration zuständigen Minister der Mitgliedsstaa-
ten. Der Ministerrat hat nach einer ersten Minis-
terkonferenz in Groningen (2004) mehrere Infor-
melle Ratstreffen (Groningen 2004, Potsdam 
2007, Vichy 2008, Berlin 2009, Zaragoza 2010) 
abgehalten. Die letzte Erklärung von Zaragoza 
legte den Schwerpunkt der künftigen Zusammen-
arbeit auf Beschäftigung und Bildung (European 
Ministerial Conference on Integration, Zaragoza, 
15 and 16 April 2010) und verlangt eine neue 
„Agenda für Integration“ zur Umsetzung der im 
Stockholm-Programm (vgl. Kapitel 1) festgeleg-
ten Ziele. Übergeordnetes Ziel ist ein „main-
streaming“ von Integrationsmaßnahmen in allen 
wichtigen „policies“ und auf allen politischen 
Ebenen. Er legt weiter Schwerpunkte auf das Kon-
zept der „diversity“ als Instrument zur Bekämp-
fung von Diskriminierung, auf das Konzept des 
„Humankapitals“ als übergreifenden Ansatz für 
Bildung, Beschäftigung und lebenslanges Lernen. 
Der Rat fordert weiter die Entwicklung Europä-
ischer Module, die dazu dienen, nationale oder 
lokale Politiken voranzutreiben, z. B.: Sprach- und 
Landeskundekurse, eine starke Verpfl ichtung der 
Aufnahmegesellschaften und die aktive Beteili-
gung von Migrantinnen und Migranten an allen 
Lebensbereichen. Er fördert ferner ein Pilotpro-
jekt zur Evaluierung von Integrationspolitiken, 
bei dem neue Indikatoren zur Anwendung gelan-
gen sollen, wie sie von der Schwedischen Ratsprä-
sidentschaft vorangetrieben worden waren.10 Im 
Mittelpunkt des Pilotprojekts stehen Beschäf-
tigung, Bildung, soziale Inklusion und Staats-
bürgerschaft (Malmström 2010).

2.2  Die Umsetzung durch die Kommission: 
„Common Agenda for Integration“ 
(2005) und Second European Agenda 
for Integration (in Planung)

Die Gemeinsame Agenda für die Integration, wie 
sie die Kommission 2005 vorgelegt hatte (KOM 
2005/0123 endg.), war ein erster Schritt, einen 
„Europäischen Rahmen für die Integration“ zu 

schaffen – eine Gratwanderung zwischen Maß-
nahmen der Gemeinschaft und solchen der Mit-
gliedsstaaten, die begründet wurde mit der unter-
schiedlichen Tradition der einzelnen Staaten auf 
der einen Seite (vgl. Kapitel 1) und der Gefahr, 
dass die einzelstaatlichen Maßnahmen scheitern 
und somit Konsequenzen für andere Mitglieds-
staaten und die EU als Ganzes nach sich ziehen 
könnten. Der Rahmen baute auf den GGP auf 
und sah vor:
– Schaffung eines European Fund for the Inte-

grations of Third Country Nationals auf der Ba-
sis der GGP für den Haushalt 2007 - 2013;

– Stärkung der NCPIs mit dem Ziel, Information 
und Expertise auszutauschen bis hinunter zur 
regionalen und kommunalen Ebene;

– Publikation eines zweiten (inzwischen dritten, 
pb) Handbuchs zur Integration mit dem Schwer-
punkt Wohnen und Städtebau, Zugang zu Ge-
sundheit und Sozialversicherung, Arbeitsmarkt, 
„mainstreaming“ und Infrastruktur für Inte-
gration; 

– Einrichtung einer Integrations-Website für den 
Austausch von „good practices“  innerhalb 
Europas sowie

– die Schaffung eines Europäischen Integrations-
forums, das die entsprechenden „Stakeholders“ 
einbeziehen, Expertisen austauschen und Vor-
schläge entwickeln soll.

Die „Jahresberichte“ der Kommission zum Stand 
der Umsetzung sind bislang dreimal in Folge er-
schienen (2004, 2006, 2007) – allerdings nicht 
alle in Form einer Mitteilung, sondern entweder 
als Mitteilung oder als Commission Staff Working 
Document (SEC/2006/892). Der letzte Bericht die-
ser Reihe erschien im September 2007 (KOM 
2007/512), und der neueste Bericht von 2009 be-
zieht sich als wiederum „First Annual Report on 
Migration and Asylum“ (2009) auf das Mandat 
des Europäischen Einwanderungs- und Asyl paktes 
von 2008 (COM 2010/214). Diese Berichte dienen 
dazu, nachzuverfolgen, welche Fortschritte in 
den einzelnen Auftragsbereichen des Rates geleis-
tet wurden. Als ein Commission Staff Working 
Document (SEC/2010/357 fi nal) ist im März 2010 
der Bericht der Kommission zur Konsolidierung 
des EU-Rahmens zur Integration an die Minister-

10 Für die Indikatoren siehe Annex zu European Ministerial Conference on Integration.
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konferenz zur Integration erschienen. Darin kon-
statiert sie, dass der 2005 etablierte EU-Rahmen 
zur Integration konsolidiert sei.

In ihren Berichten lobt die Europäische Kom-
mission, dass viele Mitgliedsstaaten eine aktive 
Integrationspolitik betrieben, die sich an den 
GGP ausrichte. Die meisten Mitgliedsstaaten ha-
ben Maßnahmen zur Verhinderung der Arbeits-
losigkeit ergriffen, fast alle haben Integrations- 
und Sprachkurse eingeführt (obligatorisch in Ös-
terreich, Belgien, Dänemark, Frankreich, Deutsch-
land, Griechenland und den Niederlanden) eben-
so wie Einbürgerungstests.

Als künftige Aufgaben identifi ziert die Euro-
päische Kommission (SEC/2010/357 fi nal) in An-
lehnung an die Schlussfolgerungen des Rates vom 
27. und 28 November 2008 (15251/08) die Förde-
rung der europäischen Werte – Grundrechte, in-
terkulturellen Dialog und aktive Bürgerschaft –, 
eine Verbesserung der öffentlichen Wahrneh-
mung von Migrantinnen und Migranten und die 
oben genannte Entwicklung europäischer Moni-
toringindikatoren. 

In diesem Sinne ist erneut auf die Quer-
schnittsaufgabe „Integration“ zu verweisen. In 
ihrem jüngsten Bericht „The consolidation of the 
EU framework on integration, Report to the 
2010 Ministerial Conference on Integration” 
(SEC/2010/357 fi nal) unterstreicht die Europä-
ische Kommission die Notwendigkeit von Initia-
tiven in den Bereichen Beschäftigung und Sozia-
les, Bildung, Gender und Kommunen. Auch die 
„European cooperation in education and trai-
ning“ (ET 2020) hat die Bildung von Einwande-
rern als eines der kurzfristigen Hauptziele für die 
Offene Methode der Koordinierung festgelegt; 
bewährte Methoden in diesem Feld sind auch Teil 
des dritten Handbuchs. Schließlich hat die Kom-
mission für den Zugang zu den Gesundheitssys-
temen im Oktober eine Mitteilung veröffentlicht 
(KOM/2009/567), in der sie den vergleichsweise 
schlechten Gesundheitszustand von Menschen 
mit Migrationshintergrund kritisiert. In Koopera-
tion mit den Mitgliedsstaaten sollen Initiativen 
zum Bewusstseinswandel und zum Zugang zu 
den Gesundheitssystemen unterstützt werden. 

Schließlich wird auf die besondere Rolle von 
Frauen mit Migrationshintergrund verwiesen, die 
als künftiger Schwerpunkt des EIF sein gilt. Bis-
lang war die Gender-Perspektive eher nicht sys-
tematischer Teil der Integrationspolitiken.

In der Europe 2020-Strategie wird dazu auf-
gefordert, bis 2011 eine zweite Agenda für die In-
tegration aufzulegen. Dazu hat die Kommission 
einen Aufruf an die Zivilgesellschaft gestartet, über 
E-mail aktiv an diesem Prozess teilzunehmen.

2.3  Finanzielle Mittel: Europäischer Fonds 
zur Integration von Drittstaatsange-
hörigen (EIF) und (ehemals) Integration 
von Drittstaatsangehörigen (INTI)

Innerhalb des federführend von der General-
direktion Freiheit, Sicherheit und Recht vorge-
schlagenen Programms „Solidarität und Steue-
rung der Migrationsströme“ beschloss der Rat der 
Europäischen Union für den Zeitraum 2007 bis 
2013, den Europäischen Fonds für die Integration 
von Drittstaatsangehörigen (EIF) zu errichten 
(Entscheidung 2007/435/EG). Dessen Ziel ist es, 
„die Anstrengungen der Mitgliedsstaaten zu un-
terstützen, die darauf abzielen, es Drittstaaten-
angehörigen mit unterschiedlichem wirtschaft-
lichen, sozialen, kulturellen, religiösen, sprach-
lichen und ethnischen Hintergrund zu ermög-
lichen, die Voraussetzungen für den Aufenthalt 
zu erfüllen und sich leichter in die europäischen 
Gesellschaften zu integrieren.“ (Art. 2 lit. 1) Er 
dient der Koordinierung nationaler Integrations-
politiken und dem Aufspüren von „best practi-
ces“ (Priority 1), der Förderung von Maßnahmen, 
die auf spezielle Einwanderergruppen abzielen 
(Priority 2) und dem Zusammenhang von Ein-
wanderung und Integration (Priority 3). 

Er zielt primär auf die Gruppe der neu zuge-
wanderten legal aufhältigen Drittstaatsangehö-
rigen in den Mitgliedsstaaten ab (Asylbewerber 
und Flüchtlinge sowie Personen mit subsidiärem 
Schutz, temporärem Schutz und Resettlement auf 
Ersuchen des UNHCR werden über den Europä-
ischen Flüchtlingsfonds abgedeckt).11

11 European Commission 2007: Integration of migrants in the European Social Fund 2007 - 2013, o.O.,
 http://ec.europa.eu/employment_social/esf/fi elds/discrimination_en.htm
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Sein Gesamtvolumen von 2007 bis 2013 um-
fasst 825 Millionen Euro; das sind durchschnitt-
lich 118 Millionen Euro pro Jahr im Vergleich zu 
10 Millionen Euro für den Europäischen Sozial-
fonds, ESF, zu dem er komplementär gedacht ist. 
7 Prozent des Gesamtvolumens werden auf Ini-
tiative der Kommission für transnationale Aktivi-
täten (so genannte „Community actions“) aufge-
bracht. Jeder Mitgliedsstaat erhält aus der jähr-
lichen Mittelausstattung einen Pauschalbetrag in 
Höhe von 500.000 Euro; die restlichen jährlich 
verfügbaren Mittel werden zu 40 Prozent im Ver-
hältnis zu der durchschnittlichen Gesamtzahl der 
Drittstaatsangehörigen aufgeteilt, die sich in den 
drei vorangegangenen Jahren rechtmäßig in den 
Mitgliedsstaaten aufgeteilt haben, 60 Prozent im 
Verhältnis zu der Anzahl der Drittstaatsangehö-
rigen, die in den drei vorangegangenen Jahren eine 
von einem Mitgliedsstaat ausgestellte Aufenthalts-
erlaubnis erhalten haben (außer: Saisonarbeiter, 
Studierende und Schüler bzw. Praktikanten, For-
scher und solche Drittstaatsangehörige, deren Auf-
enthaltserlaubnis verlängert oder deren Rechtss-
tellung geändert wird; Art. 12, lit. 1-3).

Speziell gefördert wird die „Vorintegration“, 
d. h. dass sich Zuwanderer vor ihrer Ankunft be-
reits Sprachkenntnisse und Wissen über die Auf-
nahmegesellschaft aneignen sollen, Integration 
durch Bildung (Sprach- und Integrationskurse, 
Erhöhung der Bildungsbeteiligung von Dritt-
staatsangehörigen), Bildungsangebote für speziel-
le Zielgruppen (Frauen, Kinder und Jugendliche, 
Analphabeten, Personen mit Behinderungen), 
vorbereitende Maßnahmen zu späteren arbeits-
marktbezogenen Integrationsmaßnahmen (auch 
für spezielle Zielgruppen), Integration durch ge-
sellschaftliche Teilhabe.12     

EIF ist Nachfolgerin des Programms INTI-In-
tegration von Drittstaatsangehörigen. INTI galt 
als Finanzierungsprogramm der Europäischen 
Union für vorbereitende Maßnahmen zur Förde-
rung der Integration von Personen, die keine EU-
Bürger sind, in den Mitgliedsstaaten. Es diente 
zur Förderung des Dialogs mit der Zivilgesell-

schaft, der Entwicklung von Integrationsmodel-
len, der Suche und Bewertung bewährter Prakti-
ken im Integrationsbereich und dem Aufbau von 
Netzen auf europäischer Ebene. Zwischen 2003 
und 2006 wurden 18 Millionen Euro für 64 Projek-
te aufgebracht.

Die Integration von Flüchtlingen, Asylbe-
rechtigten und Personen, die subsidiären Schutz 
oder vorübergehenden Schutz genießen sowie 
von Personen, die in einem Mitgliedsstaat auf Er-
suchen des UNHCR neu angesiedelt werden, wird 
über den Europäischen Flüchtlingsfonds geför-
dert (Entscheidung 573/2007/EG). Seine Finanz-
ausstattung liegt für den Zeitraum 2008 bis 2013 
bei 628 Millionen Euro. Neben der Integration 
muss der Fonds auch Maßnahmen für Aufnah-
mebedingungen und Asylverfahren, Strukturver-
besserungen in der Asylpolitik, -verwaltung und 
-rechtsprechung, Neuansiedlung und Überstel-
lung von einem Mitgliedsstaat in einen anderen 
abdecken. Als Integrationsmaßnahmen sind 
 förderungsfähig: Hilfe bei Wohnungssuche und 
 Sicherung des Lebensunterhalts, medizinische, 
psychologische und soziale Betreuung, Schu-
lungsangebote zum Spracherwerb, Förderung der 
allgemeinen und berufl ichen Bildung, Erwerb 
und Anerkennung von Bildungsabschlüssen, Hil-
fen zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt, För-
derung wirtschaftlicher Selbstständigkeit, Teilhabe 
am Leben der Aufnahmegesellschaft, interkulturel-
ler und interreligiöser Dialog, Bekenntnis zum 
Rechts- und Wertesystem der Aufnahmegesell-
schaft, insbesondere zur Grundrechtscharta der 
 Europäischen Union, Zugang zu öffentlichen, v. a. 
Bildungseinrichtungen.13

Der Europäische Sozialfonds (ESF) hatte über 
die Initiative EQUAL die Verhütung und Bekämp-
fung von Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt 
geboten. Derzeitiger Schwerpunkt (2007 - 2013) 
ist die verstärkte Teilhabe der Migrantinnen und 
Migranten an der Beschäftigung.14 Darüber hin-
aus gibt es regionalpolitische Instrumente wie 
URBAN II zur sozialen Eingliederung in benach-
teiligten städtischen Gebieten, URBACT und 

12 Vgl. http://www.berlin.de/ba-lichtenberg/politik/eu-beauftragter22.html
13 Bundesamt für Migration und Flüchtlinge http://www.bamf.de/nn_94944/DE/Integration/EU-Fonds/
14 ec.europa.eu/employment_social/esf2000/2007-2013_de.html

ec.europa.eu/employment_social/esf2000/2007-2013_de.html
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 URBACT II (2007 - 2013) für den Erfahrungsaus-
tausch über Fragen der Städtischen Entwicklung 
im Zusammenhang mit der Vielfalt.

2.4 Technische Koordinationsinstrumente: 
Nationale Kontaktstellen, Europäisches 
Integrationsforum, Handbücher, 
Website, Integrating Cities

Die Kommission setzte das Netzwerk Nationaler 
Kontaktstellen für Integrationsfragen ein, nach-
dem sie vom Rat 2002 dazu aufgefordert worden 
war; das Netzwerk wurde vom Europäischen Rat 
von Thessaloniki 2003 gebilligt, um den Infor-
mationsaustausch und die Koordinierung der 
 Integrationspolitiken zu fördern. Die „National 
Contact Points on Integration“ (NCPIs) sind ein 
intergouvernementales Netzwerk unter den je-
weils zuständigen Repräsentanten der für die In-
tegration zuständigen Ministerien. Mittlerweile 
beteiligen sich alle Mitgliedsstaaten aktiv daran. 
In Deutschland ist es beim Nürnberger Bundes-
amt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) ange-
siedelt.

Das Europäische Integrationsforum bietet 
Vertretern von Organisationen der Zivilgesell-
schaft die Gelegenheit, sich über die Integration 
zu äußern und mit den Europäischen Institutio-
nen Herausforderungen und Prioritäten zu disku-
tieren. EU-Dachverbände sollen hier ihr Wissen 
austauschen und Empfehlungen erarbeiten, die 
dann auf der Integrationswebsite veröffentlicht 
werden sollen, wie in der Mitteilung der Kommis-
sion von September 2005 gefordert. Das Europä-
ische Integrationsforum wird in Zusammenarbeit 
mit dem Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss durchgeführt. Es wird von dem Euro-
päischen Fonds für die Integration von Dritt-
staatsangehörigen im Rahmen der gemeinsamen 
Aktionen fi nanziert.

Die Handbücher zur Integration für Ent-
scheidungsträger und Praktiker15 wurden in Ko-
operation mit den oben erwähnten Nationalen 
Kontaktstellen und regionalen bzw. lokalen Ent-
scheidungsträgern und Behörden sowie NGOs 

erstellt. Sie beziehen sich auf die oben erläuterten 
Gemeinsamen Grundprinzipien und haben fol-
gende Schwerpunktthemen:
– 2004: Einführungskurse für Zuwanderer und 

anerkannte Flüchtlinge, deren gesellschaftliche 
Teilhaben, Integrationsindikatoren.

– Das erste Handbuch (Niessen/Schibel 2004) 
wurde von der Migration Police Group (MPG) 
für die Kommission (DG JFS) entwickelt und 
fasste die Ergebnisse dreier Seminare (Kopenha-
gen, Lissabon, London) zusammen, die von den 
für Integration zuständigen Ministern der drei 
Staaten organisiert worden waren. An diesen 
nah men Vertreter von Regierungs- wie von Nicht-
regierungsorganisationen und Praktiker teil. 

– 2007: Einbeziehung der Integration in viele 
 Politikbereiche, Aufbau einer Integrationsinfra-
struktur, Prüfung der für die Umsetzung erfolg-
reicher Integrationsstrategien in allen Politik-
feldern angewandten Verfahren, Wohnen in 
einem städtischen Umfeld, wirtschaftliche In-
tegration, Erfahrungen in diesen Bereichen.

Dieses zweite Handbuch (Niessen/Schiebel 2007) 
zielte auf „good practice“-Beispiele und „lessons 
learned“ ab und fasste die Ergebnisse von Semi-
naren in Tallinn, Rom, Dublin, Berlin und  Madrid 
zwischen 2005 und 2006 zusammen. Es unter-
streicht, dass „Integration“ einen „pragmati-
schen“ Zugang erfordere und dass seine Schnitt-
mengen in den verschiedenen Politikfeldern 
(Justiz und Inneres, Sozialpolitik, Beschäftigung, 
Bildung, Kultur) die Koordination der verschie-
denen Ressorts, politischen Ebenen und Regie-
rungs- mit Nichtregierungsorganisationen ver-
lange. Zentral für die Ergebnissicherung von Inte-
grationsprozessen seien 1) die Abschaffung von 
Ungleichheiten durch eine Wiederbelebung des 
Konzepts der „civic citizenship“ (vgl. dazu Kapi-
tel 1.2) bei der Sicherheit der Wohnsitznahme, 2) 
die Erlangung von Kompetenzen („das Lernen 
lernen“) durch Sprach- und Bildungs-Empower-
ment. Der Annex stellt eine Reihe von politikbe-
ratenden Ideen vor, die einerseits auf die Messung 
der Integrationsqualität von Programmen abhe-
ben und andererseits auf die Vergleichbarkeit von 
Programmen, ihre Akteure, ihre Optionen und 

15 ec.europa.eu/justice_home/doc_centre/immigration/integration/doc-immigration-integration_de.htm
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ihre Auswirkungen. 
– 2010: Austausch von Information und „good 

practices“, Massenmedien und Integration, Be-
wusstseinwecken und „empowerment“ für Mi-
granten, Dialogplattformen, Einbürgerung und 
aktive Bürgerschaft, jugendliche Einwanderer, 
Bildung und Arbeitsmarkt.

Dieses ursprünglich für 2009 angekündigte Hand-
buch (Niessen/Huddleston 2010) stellt die Ergeb-
nisse von Seminaren in Wien, Dublin, Lissabon 
und Tallin zwischen 2008 und 2009 vor. Es fo-
kussiert zunächst die europäische Ebene wie die 
europäische Website, das EIF und die EU-Priori-
täten, bevor es bewährte Praktiken zu den o. g. 
Themen vorstellt.

Die darin erwähnte Website www.integra-
tion.eu ist seit April 2009 online verfügbar und 
stellt einen öffentlichen Zugang zu den verschie-
denen Ebenen von Integration und den einzel-
nen Mitgliedsstaaten dar. Sie soll zwischen Prak-
tikern und politischen Entscheidungsträgern ver-
mitteln. Dort ist zu fi nden:
– eine Sammlung von „good practices“;
– Entwicklungen auf der EU-Ebene (Richtlinien, 

Schlussfolgerungen des Rates, Mitteilungen der 
Kommission);

– Länderinformationen zu Gesetzgebung und 
Programmen;

– „Find-a-project-partner“-Angebote zur Vernet-
zung und Entwicklung gemeinsamer Projekte;

– Informationen zu Finanzierungsmöglichkeiten;
– Dokumentation, „policy papers“; 
–  Diskussionsforen;
–  Events.
Insgesamt erscheint mir diese Internetseite, die 
ebenfalls in Kooperation mit dem Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss startete, eine 
willkommene Einrichtung, um die bislang sehr 
verstreute Information über die Integrationspoli-
tik zu bündeln und zu systematisieren, auch 
wenn die Seite noch im Aufbau begriffen ist und 
sich Informationen noch willkürlich zugeordnet 
fi nden. Ein ähnlicher Prozess ist auf der lokalen 
Ebene begonnen worden. „Integrating cities“ ver-
netzt auf der Website www.inticities.eu die Euro-
cities miteinander.16

2.5 Monitoring und Kontrolle

Die Entwicklung von Integrationskriterien und 
die Überprüfung von Integrationspolitiken stan-
den in den letzten Jahren im Zentrum europä-
ischer Anstrengungen. Die Europäische Kommis-
sion hatte in ihrem Bericht 2007 darauf hinge-
wiesen, dass klare Ziele, Indikatoren und Evaluie-
rungsmechanismen verstärkt entwickelt werden 
müssten, um Fortschritte bei der Integration von 
Drittstaatsangehörigen messbar zu machen und 
den Informationsaustausch unter den Mitglieds-
staaten zu erleichtern. In der Zwischenzeit sind in 
Deutschland (vgl. Worbs 2010, Sachverständi-
genrat deutscher Stiftungen 2019), aber auch in 
der Europäischen Union (vgl. Enzinger/Biezeveld 
2003, Geddes/Niessen u.a. 2005, Niessen/Kate/
Huddleston 2009, Niessen/Huddleston/Citron 
2007) mit Unterstützung der Europäischen Kom-
mission etliche Versuche gestartet, Stand und 
Veränderung der Integration von Migrantinnen 
und Migranten mittels regelmäßig erhobener 
 Daten abzubilden und vergleichbar zu machen.

Auf ihren Konferenzen von Potsdam und 
Vichy beschlossen die für Integration zuständi-
gen Minister, „Europäische Module“ zu entwi-
ckeln, die praktische Instrumente zur Entwick-
lung von Standards, „benchmarks“ und Indikato-
ren beinhalten sollen. Die Schwedische Ratsprä-
sidentschaft hat im Jahr 2009 diese Anstrengungen 
für die Bereiche Beschäftigung, Bildung, soziale 
Inklusion und aktive Bürgerschaft vorangetrieben 
(Swedish Presidency of the European Union 
2009); sie sind jedoch noch recht rudimentär im 
Vergleich zu jenen, die wissenschaftliche Insti-
tutionen und NGOs bereits vorgelegt haben.

2.6 Problematisierung des „Soft law“: 
Konvergenz, Legitimität und Kohärenz

Wir waren eingangs von unterschiedlichen poli-
tischen Kulturen im Umgang mit Einwanderung 
und Integration ausgegangen. Interessanterweise 
kommt Joppke (2007) in einer Studie über die 

16  Vgl. zur lokalen Integration u.a.: Borkert/Bosswick 2007.

www.integration.eu
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Integrationspolitiken der Niederlande, Frank-
reichs und Deutschlands ebenso wie Bertossi 
(2007) für Frankreich und Großbritannien und 
Carrera/Wiesbrock (2009) für Dänemark, Frank-
reich, Deutschland und die Niederlande zu dem 
Schluss, dass diese sich zwar auch nach der schritt-
weisen Einführung europäischer Grundsätze und 
„policies“ noch signifi kant voneinander unter-
scheiden, dass diese Unterschiede jedoch keines-
falls die althergebrachten Traditionen bestätigen. 
Auf jeden Fall lässt sich eine Konvergenz bei den 
Sprach- und Einbürgerungstests feststellen, die 
seit Mitte der 2000er Jahre zusehends in den 
 EU-Mitgliedsstaaten eingeführt werden (Joppke 
2008). Auch bei den Maßnahmen zur Integration 
in die Arbeitsmärkte und im Schulbereich lässt 
sich eine steigende Ähnlichkeit feststellen (ebda.: 
76ff.).

Gerade diese zunehmende Konvergenz, wie 
sie über die spezielle Variante der Offenen Metho-
de der Koordinierung noch forciert wird, wird je-
doch ähnlich kritisch gesehen wie die juristisch 
bindenden Politiken. Indem die Europäische 
 Union ein supranationales Moment für die Über-
tragung und Legitimation von Politiken schaffe, 
deren Hauptziel eigentlich darin bestehe, über 
 Integrationsmaßnahmen die Einwanderung zu 
begrenzen, leide die Legitimation und Kohärenz 
der EU-Einwanderungs- und Integrationspolitik. 
Sie gefährde einige Schlüsselprinzipien, auf de-
nen ihr Justizsystem und ihre Einwanderungs-
politik basierten. Andererseits könnten die Mit-
gliedsstaaten „Integration“ infolge der zuneh-
menden Europäisierung auch nicht mehr benut-
zen, um Drittstaatsangehörige von ihren Rechten 
und Schutzmöglichkeiten auszuschließen (ebda.).

Weniger Konvergenz stellte die Europäische 
Kommission bislang fest bei der Kooperation 
staatlicher Akteure mit Unternehmen, auf der 
kommunalen Ebene und bei der Förderung des 
Austausches zwischen Einwanderern und Auf-
nahmegesellschaft. Maßnahmen zum interreli-
giösen Dialog würden erst allmählich strukturel-
ler gefördert; sie seien häufi g eher als ad-hoc Re-
aktionen auf negative Erfahrungen durchgeführt 
worden. Obwohl immer häufi ger Vertreter von 
Migrantenorganisationen an der Entwicklung 

und Implementation von Integrationspolitik be-
teiligt seien, würden nur wenige Mitgliedsstaa-
ten den Drittstaatsangehörigen das kommunale 
Wahlrecht einräumen (Belgien, Tschechische Re-
publik, Finnland, Ungarn, Irland, Litauen, Lu-
xemburg, Portugal, Slowakische Republik, Slowe-
nien, Spanien, Schweden, Griechenland). Dieses 
ist meist an die Aufenthaltsdauer geknüpft oder 
aber wird nur solchen Drittstaatsangehörigen 
 gewährt, mit denen bilaterale Verträge bestehen. 
Weitere Probleme seien das „mainstreaming“ von 
Integrationspolitiken in den unterschiedlichen 
Politikfeldern, die Abstimmung unter den poli-
tischen Ebenen sowie die Berücksichtigung spe-
zieller Migrantengruppen wie Kinder und Jugend-
liche und Frauen. 

Nach dem schon erwähnten Migrant Inte-
gration Policy Index (MIPEX) sind die von den 
(hier 25 erhobenen; Bezugsjahr 2007) Mitglieds-
staaten praktizierten Integrationspolitiken bes-
tenfalls auf halben Wege zu „best practices“, wo-
bei die skandinavischen Länder, die westlichen 
Mittelmeerländer und die Beneluxstaaten mit 
dem Vereinigten Königreich am besten abschnit-
ten. Deutschland liegt bei den meisten Indikato-
ren im (oberen) Mittelfeld; bei der Familienzu-
sammenführung und der politischen Partizipati-
on rangiert es etwas über dem Durchschnitt, bei 
den Indikatoren „Arbeitsmarktzugang“, „Antidis-
kriminierung“, „Zugang zur Einbürgerung“ und 
„langfristiger Aufenthalt“ im Schnitt. Wenn, ganz 
im Sinne des bisherigen „naming and shaming“, 
auch Integrationsindikatoren künftig nicht mehr 
allein von wissenschaftlichen Institutionen und 
Nichtregierungsorganisationen, sondern von der 
Europäischen Kommission selbst erhoben und 
veröffentlicht werden, so kann davon eine ganz 
erhebliche politische Signalwirkung ausgehen. 
Schließlich ist darauf hinzuweisen, dass im Rah-
men der Lissabonstrategie, der Europäischen Be-
schäftigungsstrategie und der Sozialen Inklusi-
ons- und Sozialen Schutz-Strategie ebenfalls Da-
ten erhoben werden, die zumindest zu einem Teil 
die sozioökonomische Lage von Migrantinnen 
und Migranten abbilden. In einer Studie hat Ma-
ry-Anne Kate (2009) darauf hingewiesen, dass 
diese konsequenter und systematischer in die be-
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stehenden Benchmarking-Prozesse eingewoben 
werden müssten. Dies gilt womöglich auch für 
die Bildungsindikatoren. In ähnlicher Weise soll-
ten wir meines Erachtens ein Monitoring der 
 Lebenssituation von Flüchtlingen und Asylbe-
rechtigten anmahnen. Wie bereits im Bereich des 
„Hard Law“ (Kapitel 1.6) angemahnt, ist es auch 
für das „Soft Law“ sinnvoll und notwendig, die 
aus humanitären Gründen und aus Gründen des 
internationalen Schutzes eingewanderten Men-
schen aus Drittstaaten in die hier entwickelten 
Politikoptionen einzuschließen.

Die „Quasi-Offene Methode der Koordinie-
rung“, wie sie in der Integrationspolitik bislang 
angewandt wurde, hat sich also zu großen Teilen 
als relativ effektiv erwiesen: Integrationsindika-
toren „best practices“, gemeinsame Grundprinzipi-
en und ihre Umsetzung können zur Formulierung 
nationaler Politiken beitragen, zu einem echten 
„policy-learning“ unter den Mitgliedsstaaten und 
schließlich zu einer schrittweisen Annäherung ge-
setzgeberischer Tätigkeiten in den Mitgliedsstaaten 
führen.

Allerdings steht zu bedenken, dass diese Me-
thode nicht notwendigerweise auch für legitim 
erachtet wird. Akteure wie die Nationalen Kon-
taktstellen und das Forum der Zivilgesellschaft 
und Sozialpartner EIF haben beachtlichen Ein-
fl uss auf Entscheidungsverfahren und Politik-
empfehlungen genommen, wie sie sich in den 
jährlichen Berichten der Kommission und in den 
drei Handbüchern niederschlugen (Carrera 2009: 
115). Dass diese jedoch nicht demokratisch legi-
timiert sind, ist dabei kritisch anzumerken. Auch 
wenn manche Autoren die Partizipation von 
„Stakeholdern“ für eine direktdemokratisch-de-
liberative Errungenschaft halten (vgl. die Diskus-
sion bei: Büchs 2008, Kröger 2009) – einem reprä-
sentativ-parlamentarischen Modell entsprechen 
die Offene Methode der Koordinierung und das 
in der Integrationspolitik aus dieser Methode ab-
geleitete Derivat nicht. Auf die empirisch bislang 
eher schwache Rolle des Europäischen Parlaments 
haben wir bereits verwiesen. Dieses erlangt nun-
mehr über den Artikel 79 (4) des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union nun zu-
mindest wachsenden Einfl uss auf die Entschei-

dungen. Die nationalen Parlamente jedoch gehen 
im Bereich des „Soft Law“ leer aus: Nach dem 
Protokoll Nr. 1 zum Lissabon-Vertrag über die 
Rolle der nationalen Parlamente in der Europä-
ischen Union müssen sie zwar im Laufe eines 
 Gesetzgebungsverfahrens unterrichtet werden, 
nicht aber im Laufe der in diesem zweiten Kapitel 
beschriebenen Verfahren. Prinzipiell basiert die 
Offene Koordinierung auf freiwilliger Koopera-
tion der nationalen Exekutiven, so dass nationale 
Parlamente kaum Mitwirkungsmöglichkeiten 
vorfi nden. Verhandlungen verlaufen für sie weni-
ger nachvollziehbar als im juristisch bindenden 
Gesetzgebungsverfahren. Weder für nationale 
Abgeordnete noch für die EU-Bürgerinnen und 
Bürger ist nachvollziehbar und transparent, wie 
dieser Politikprozess verläuft und wer für seine 
 Ergebnisse verantwortlich zeichnet. Auf der an-
deren Seite mag man argumentieren, dass die na-
tionalen Parlamente mit diesem Austausch und 
Prozess gegenseitigen Lernens auch Chancen vor-
fi nden, sich für neue Gesetzesinitiativen inspi-
rieren zu lassen Duina/Rainio 2007).

Auch was die Ergebnisse dieses Entschei-
dungsprozesses angeht, so entsprechen gerade 
die in vielen Staaten eingeführten Testverfahren 
(vgl. Wright 2008: 3) nicht notwendigerweise den 
von der Europäischen Kommission und vom Eu-
ropäischen Rat von Tampere (Kapitel 1.2 und 1.3) 
ursprünglich festgelegten Positionen. Einerseits 
sorgten im Zeitverlauf die Ereignisse des 11. Sep-
tember 2001 für eine „Versicherheitlichung“ auch 
der Integrationsdebatte. Andererseits aber teilten 
die an diesem Procedere beteiligten Akteure, allen 
voran die für Integration zuständigen Minister, 
diese weitreichenden Ambitionen nur bedingt. 
Bereits das Konzept von „Integration“, wie es sich 
im „Soft Law“ der leitenden Grundprin zipien wi-
derspiegelt, ist ganz und gar nicht deckungsgleich 
mit dem ursprünglichen rechte basierten Ansatz 
der Kommission. Das Gros der Integrationspfl ich-
ten entfällt, wie Abbildung 4 zeigte, entgegen der 
Rhetorik der Gemeinsamen Grundprinzipien, 
durchaus nicht in einem zweiseitigen Prozess auf 
beide Integrationsparteien – die Aufnahmegesell-
schaften und die Einwanderer – , sondern eher 
einseitig auf die Drittstaats angehörigen. Anders 
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als in den Tampere-Schlussfolgerungen und den 
Stellungnahmen der Kommission wird also „Inte-
gration“ nicht als ein Recht der Einwanderer, 
sondern vielmehr als  deren Verpfl ichtung fi xiert. 
Soziale Kohäsion in der EU aber sollte vielmehr 
ganz im Sinne des selbst gesetzten Bildes von der 
„Einheit in Vielfalt“ als Chance („Diversity-An-
satz“) gesehen werden und nicht als eine Not-
wendigkeit, sich zu assimilieren. 

Ein sozialdemokratisch inspirierter Ansatz 
empfi ehlt, eine Brücke zwischen der normativen 

Diskussion über Integration und sozialer Inklu-
sion zu bauen (Carrera 2009: Fn. 467), mithin: 
die Hindernisse für eine gesellschaftliche Teilha-
be besonders vulnerabler Gruppen zu identifi -
zieren und möglichst zu eliminieren. Auch dazu 
bedarf es der oben angemahnten Kooperation 
zwischen den einzelnen Generaldirektionen und 
einer stärkeren Fokussierung des bislang stark auf 
den Sicherheitsaspekt der Generaldirektion Frei-
heit, Sicherheit und Recht konzentrierten Ein-
wanderungs- und Integrationspolitik.
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Im Umgang mit der Integration von Einwande-
rern unterschieden sich die EU-Mitgliedsstaaten 
ursprünglich ganz erheblich. Die ihren Politiken 
zugrunde liegenden Paradigmen reichten von ei-
nem Assimilationsmodell über ein Modell der 
wohlfahrtsstaatlichen Integration bis hin zu Mul-
tikulturalismus und Antidiskriminierung. Ent-
sprechend beharrten die Mitgliedsstaaten auf ih-
rer Souveränität bei der Ausgestaltung ihrer Inte-
grationspolitiken. Der begrenzte Transfer gesetz-
geberischer Kompetenzen an die Europäische 
Union hat hier seinen Ursprung. Er reicht bis hin 
zum Vertrag von Lissabon. Dieser legt fest, dass in 
der Integrationspolitik jegliche Harmonisierung 
ausgeschlossen bleibt. Dennoch können Parla-
ment und Rat Anreize zur Unterstützung der 
 Integrationsförderung für die Mitgliedsstaaten 
schaffen.

Diese zweigleisige Verfahrensweise führt die 
Tendenz der bisherigen Integrationspolitik fort: 
Einige wenige bindende Rechtsakte trugen, ers-
tens, über die Rechte von Drittstaatsangehörigen, 
den Familiennachzug und die Antidiskriminie-
rung zu einer gewissen Harmonisierung der Inte-
grationspolitik in den Mitgliedsstaaten bei. Sie 
wurden ergänzt von solchen Richtlinien, die 
nicht primär auf die Integration von Drittstaats-
angehörigen abzielten, aber den Arbeitsmarktzu-
gang und die -integration und den Zugang und 
die Rechte von Asylsuchenden, Flüchtlingen und 
solchen Personen betreffen, die subsidiären 
Schutz genießen. 

Ein zweiter Zugang führte über eine spezielle 
Variante der Offenen Methode der Koordinierung 
zu einer ganzen Reihe von „Soft Law“-Maßnah-
men. Durch gemeinsame Prioritäten in Form der 
Gemeinsamen Grundprinzipien (GGP) des Rates, 
jährliche Ratstreffen, die Agenden der Europä-
ischen Kommission und deren Fonds, durch tech-

nische Koordinations- und Vernetzungsinstru-
mente sowie mittels Monitoring und Kontrolle 
von „bewährten Praktiken“ konvergieren die In-
tegrationspolitiken der Mitgliedsstaaten allmäh-
lich. Zwar mag dies für eine relative Effi zienz, er-
höhte Koordination und politisches Lernen un-
tereinander sprechen. Die demokratische Legiti-
mität der politischen Entscheidungsfi ndung aber 
bleibt in beiden Verfahren begrenzt: Das Recht-
setzungsverfahren der Integrationspolitik ver-
bleibt als eines der wenigen Politikfelder außer-
halb des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens 
und damit vorwiegend in den Händen der Mit-
gliedsstaaten und hier wiederum in denen der 
Exekutiven. Allenfalls über den Subsidiaritätsvor-
behalt kann es nationalen Parlamenten gelingen, 
ihre Einwände geltend zu machen. Die Quasi-
Offene Methode der Koordinierung bindet das 
Europäische Parlament nun über den Lissabon-
Vertrag zwar stärker ein, wenn es darum geht, An-
reize zu setzen. Vor allem aber die Regierungen 
und, im Sinne eines eher deliberativen Demokra-
tieverständnisses, „Stakeholders“ aus der Zivilge-
sellschaft und den Sozialverbänden haben be-
achtlichen Einfl uss in diesem Prozess gewonnen. 
Die nationalen Parlamente jedoch bleiben aus 
dieser Entscheidungsfi ndung ausgeschlossen, die 
wenig transparent macht, wer für die jeweiligen 
Ergebnisse verantwortlich zeichnet.

Das rechtsetzende wie das politisch binden-
de Procedere aber führten zum selben Ergebnis: 
In ein ursprünglich rechtebasiertes Verständnis 
von Integration als einem zweiseitigen Prozess 
von Aufnahmegesellschaften und Einwanderern 
verhandelten die Mitgliedsstaaten letztlich Be-
dingungen hinein, die den Einwanderern ver-
schiedentlich eher einseitig die Last und die Ver-
pfl ichtung auferlegten, sich zu integrieren. Sie 
koppelten die Gewährung von Rechten an soziale 

3. Fazit
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und wirtschaftliche Voraussetzungen, an die Zu-
gehörigkeit zu einer bestimmten Personengruppe 
oder an einen Beweis von Kenntnissen der Spra-
che und Kultur und letztlich der Loyalität zum 
Aufnahmestaat. Das Inkrafttreten der Grund-
rechtecharta durch den Vertrag von Lissabon er-
öffnet nun die Chance, nicht länger zwischen 
verschiedenen Personengruppen zu unterschei-
den, sondern ihnen im Sinne eines ursprünglich 
rechtebasierten Verständnisses von „Integration“ 
menschenrechtlich Zugang zu Integration und 
Inklusion zu garantieren, womit die Europäische 
Union ihren eigenen Zielen und Werten wieder 
mehr Glaubwürdigkeit verleihen könnte.

Unterhalb dieser generellen Tendenz ergibt 
sich ein komplexes Feld an Einzelmaßnahmen, 
die der Koordination bedürfen, zumal die Inte-
grationspolitik als Querschnittspolitik zwischen 
verschiedenen Generaldirektionen und zwischen 
allen politischen Ebenen angesiedelt ist. Institu-
tionelle Koordination und inhaltliche Kohärenz 

zwischen den Ressorts „Freiheit, Sicherheit und 
Recht“, neuerdings noch einmal in sich aufge-
spalten, „Bildung, Kultur“, „Beschäftigung und 
Soziales“ herzustellen, tut not. Am überzeu-
gendsten gelänge dies über die normative Ver-
knüpfung von Integration und sozialer Inklusion. 
Kohärenz herzustellen, ist auch eine Herausfor-
derung für alle Normen, Grundprinzipien und 
Indikatoren, die jeweils unter „Drittstaatsangehö-
rigen“ unterschiedliche Personengruppen fassen. 
Integration und Inklusion als ein Recht bezieht 
sich dann auf alle Personen, die nicht EU-Bürger 
sind, diesen in ihren Rechten und in ihrem Zu-
gang zu den politischen, wirtschaftlichen, sozia-
len und kulturellen Systemen der Mitgliedsstaa-
ten aber so gleichgestellt sein sollten, wie es die 
ursprünglichen Konzepte des Europäischen Rates 
von Tampere und die der Europäischen Kom-
mission vorgesehen hatten, die es im Sinne der 
Grundrechtecharta zu reaktivieren gilt.
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